
  

 

Protokoll 
der öffentlichen Sitzung 
des Stadtentwicklungsausschusses 

Sitzungsdatum: 14. August 2012 
Sitzungsort: Hamburg, im Rathaus, Raum 151 
Sitzungsdauer: 17:01 Uhr bis 20:06 Uhr 
Vorsitz: Abg. Hans-Detlef Roock (CDU) 
Schriftführung: Abg. Dirk Kienscherf (SPD) 
Sachbearbeitung: Svenja Ilsemann 
____________________________________________________________ 

Tagesordnung: 

1.  Drs.  
20/4193 

Masterplan „Mitte Altona“ 
(Antrag Senat) 

2.  Drs.  
20/4387 

(16.) Gesetz zur Änderung des Hafenentwicklungsgesetzes 
(HafenEG), Änderungen der Hafengebietsgrenze und der 
Gebietsbeschreibung im Bezirk Hamburg-Mitte im Bereich der 
Speicherstadt 
(Gesetzentwurf Senat) 
- Der Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Medien ist 
federführend, der Stadtentwicklungsausschuss ist mitberatend. - 
 
zusammen mit 

 Drs.  
20/4388 

Konzept für die zukünftige Entwicklung der Speicherstadt sowie 
Stellungnahme des Senats zum Bürgerschaftlichen Ersuchen vom 22. 
April 2010 "Kreative Milieus: Flächen in der Speicherstadt aktivieren 
und bereitstellen" - Drucksache 19/5853 
(Senatsmitteilung) 
 
- Der Stadtentwicklungsausschuss ist federführend, der ist 
Kulturausschuss ist mitberatend. - 

20. WAHLPERIODE NR. 20/13 
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3.  Drs.  
20/3987 

Wohnungsbau beschleunigen und günstiger gestalten: Aussetzung 
der Stellplatzverordnung 
(Antrag GAL) 

4.  Drs.  
20/3827 

Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) – was hat 
der Senat in einem Jahr geschafft und was sind die Planungen für die 
Zukunft? 
(Große Anfrage GAL) 

5.   Verschiedenes 
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Anwesende: 

I. Ausschussmitglieder 
Abg. Jan Balcke (SPD) 
Abg. Anja Domres (SPD) 
Abg. Olaf Duge (GAL) 
Abg. Dr. Kurt Duwe (FDP) 
Abg. Jörg Hamann (CDU) 
Abg. Jens Kerstan (GAL) 
Abg. Dirk Kienscherf (SPD) 
Abg. Martina Koeppen (SPD) 
Abg. Anne Krischok (SPD) 
Abg. Ralf Niedmers (CDU) 
Abg. Olaf Ohlsen (CDU) 
Abg. Dr. Christel Oldenburg (SPD) 
Abg. Lars Pochnicht (SPD) 
Abg. Jan Quast (SPD) 
Abg. Hans-Detlef Roock (CDU) 
Abg. Heike Sudmann (Fraktion DIE LINKE) 
Abg. Dr. Monika Schaal (i.V.) (SPD) 

II. Ständige Vertreterinnen und Vertreter 
Abg. Tim Golke (Fraktion DIE LINKE) 
Abg. Dr. Melanie Leonhard (SPD) 
Abg. Uwe Lohmann (SPD) 

III. Weitere Abgeordnete 
Abg. Karl-Heinz Warnholz (CDU) (TOP 1) 
Abg. Daniel Gritz (SPD) 

IV. Senatsvertreterinnen und Senatsvertreter 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

Herr LBD Dieter Polkowski 
Herr Techn. Ang. Johannes Gerdelmann 
Frau Baurätin Veronika Hilbermann 
Herr LRD Dieter Lux 
Frau RD’in Dr. Heike Opitz 
Frau LRD’in Jutta Vorkoeper 
Herr SD Willi Rickert 
 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Herr SD  Bernhard Proksch 

V. Auskunftspersonen zu TOP 1 
Andrea Benkert (Koordinierungsgremium Mitte Altona) 
Gisela Reher (Koordinierungsgremium Mitte Altona) 
Mario Blöm 
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VI. Teilnehmerin der Bürgerschaftskanzlei 
Svenja Ilsemann 

VII. Vertreterinnen und Vertreter der Öffentlichkeit 
Ca. 35 Personen 

Zu TOP 1 

Verfahren für die weitere Beratung der Drucksache 20/4193: 
 
Der Vorsitzende teilte mit, zunächst würde der Senat den Masterplan vorstellen. Danach 
räume der Ausschuss Vertreterinnen und Vertretern des Bürgergutachtens ein Rederecht für 
etwa 10 bis 15 Minuten ein. Im Anschluss daran beginne die Fragerunde der Abgeordneten. 
Von einer Beschlussfassung in der heutigen Sitzung solle abgesehen werden, damit der 
Ausschuss dem Eindruck entgegentrete, der Masterplan würde mit Gewalt vorangetrieben. 
Eine Beschlussfassung sei stattdessen für die Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses 
am 7. September 2012 (siehe TOP 5 „Verschiedenes“) vorgesehen. Diese Vorgehensweise 
erfordere Einvernehmen bei allen Fraktionen, dafür dass der Bericht auf die Tagesordnung 
der Bürgerschaftssitzung am 26. September gesetzt werden könne. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE zeigten sich überrascht von der 
Vorverständigung, an der sie nicht beteiligt worden seien. 
 
Der Vorsitzende berichtete, er habe einer Bitte des Schriftführers entsprochen, weil er davon 
ausgegangen sei, dass diese Vorgehensweise im allgemeinen Interesse des 
Stadtentwicklungsausschusses läge. Zur Drucksache 20/4193 lägen bereits Änderungspetita 
der SPD-Fraktion (Anlage 1) und der GAL-Fraktion (Anlage 2) vor, sodass alle Fraktionen 
die Gelegenheit haben sollten, auf der Grundlage der heutigen Beratung eigene 
Änderungspetita zu erarbeiten. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE begrüßten das Vorgehen, baten aber darum, 
zukünftig alle Fraktionen in Absprachen einzubeziehen. Sie sprachen sich dafür aus, das 
weitere Verfahren in der Sitzung am 7. September zu erörtern. 
 
Der Vorsitzende wandte ein, die Beschlussfassung für den Masterplan stünde unter einem 
gewissen Zeitdruck, da davon der Beginn der Baumaßnahmen abhängig sei. Deshalb sollte 
sich der Ausschuss einvernehmlich über das weitere Verfahren verständigen. 
 
Die SPD-Abgeordneten schlugen vor, die Drucksache in der heutigen Sitzung ausgiebig zu 
beraten, ohne zu einer Beschlussfassung zu kommen. Es sei der Bedeutung des Verfahrens 
angemessen, dass die Ausschussmitglieder die Änderungspetita in Ruhe beraten könnten, 
um dann in der Sitzung am 7. September zu einer Beschlussfassung zu gelangen. Die SPD-
Fraktion habe sich stets für eine zügige Beratung eingesetzt, ohne dass der Masterplan mit 
unangemessener Eile beschlossen werden solle. Wichtig sei, dass mit dem Masterplan eine 
Grundlage für weitere Verhandlungen geschaffen werde. Viele entscheidende Punkte 
würden erst im Anschluss an den Masterplan erörtert werden können. Die Anregung der 
Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE würden sie gern aufnehmen und versprechen, alle 
Fraktionen an künftigen Absprachen zu beteiligen. Da sie im Vorfeld den Eindruck gewonnen 
hätten, dass ein abschließender Beschluss bereits in der heutigen Sitzung gefasst werden 
könnte, seien sie davon ausgegangen, dass die Vertagung im Sinne aller Fraktionen sei. 
 
Der Vorsitzende bat die Fraktionen daraufhin Stellung dazu zu nehmen. 
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Die GAL-Abgeordneten erklärten, sie würden eine zweite Sitzung sehr begrüßen. Die 
dazwischen liegende Zeit sei notwendig, um das Änderungspetitum der SPD-Fraktion auf 
mögliche Übereinstimmungen bzw. Differenzen zu prüfen. Zudem werde das 
Koordinierungsgremium Mitte Altona in der heutigen Sitzung Stellungnahmen abgeben, die 
ebenfalls berücksichtigt werden müssten. Dem weiteren Verfahrensvorschlag für eine 
Beschlussfassung in der Bürgerschaft würden sie außerdem zustimmen. 
 
Der FDP-Abgeordnete schloss sich diesen Ausführungen an. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE kündigten für ihre Fraktion an, sich zu enthalten, 
damit dennoch Einvernehmen über das Verfahren erzielt werden könne. 
 
Inhaltliche Beratung der Drucksache 20/4193: 
 

1. Stellungnahme der Senatsvertreterinnen und -vertreter 
 

Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erläuterten, mit der Drucksache über den Masterplan 
werde der erste wichtige Schritt für eine politische Beschlussfassung auf dem Weg zur Mitte 
Altona vorgelegt. Der Masterplan bestünde aus einem Strukturkonzept, thematischen Plänen 
zum städtebaulichen Konzept, zu Nutzungen, Freiraum und Verkehr sowie einem Textteil mit 
Leitzielen und Erläuterungen zu einzelnen Themenbereichen. Sie hoben hervor, für eine 
Integration in die umgebenden Stadtteile Ottensen, Altona-Altstadt und Altona-Nord würden 
die besonderen Merkmale der Umgebung aufgegriffen. Die Höhen der Baukörper mit einer 
fünf bis sechsgeschossigen Bebauung und in Teilen sieben Geschossen bezögen sich auf 
die Höhen der Umgebungsbauten. Im Bereich der Überbauung der Güterhallen würden acht 
Geschosse gebaut. Zur Entwicklung des innerstädtischen Wohnraums würden im 
Gesamtgebiet des Masterplans ungefähr 3 500 Wohnungen entstehen. Im 1. Bauabschnitt 
seien ungefähr 1 600 Wohnungen vorgesehen. Der Wohnungsbau sei eine große 
Herausforderung, die so schnell wie möglich umgesetzt werden solle. Dabei würde ein 
breites Wohnungsangebot individueller und vielfältiger Wohnformen mit einem Anteil an 
gefördertem Mietwohnungsbau bzw. Wohnraum für Baugemeinschaften angestrebt. 
Vorgesehen sei eine Verteilung von jeweils einem Drittel der Wohneinheiten im geförderten 
Mietwohnungsbau, im freifinanzierten Mietwohnungsbau sowie im Eigentumswohnungsbau. 
Des Weiteren sei geplant, für Baugemeinschaften einen Anteil von 15 Prozent der 
genehmigten Wohnfläche zu schaffen und weitere 5 bis 10 Prozent an Integrationsprojekte 
zu vergeben. Urbanität und Alltagstauglichkeit sei dem Senat sehr wichtig, da die Mitte 
Altona ein Gebiet mit innerstädtischem Charakter werden solle, das die städtebaulichen 
Voraussetzungen für urbane, alltagstaugliche Quartiere durch innerstädtische Dichte und 
eine Bebauung im städtischen Zusammenhang mit der Errichtung einer zentralen 
Parkanlage und abwechslungsreichen öffentlichen Räumen böte. 
Nachhaltigkeit sei dem Senat in diesem Zusammenhang ebenfalls außerordentlich wichtig. 
Durch die Entwicklung eines neuen Stadtviertels im verdichteten Innenbereich könne der 
Siedlungs- bzw. Entwicklungsdruck auf ökologisch hochwertiger Fläche im Außenbereich 
gemindert werden. Ebenfalls Teil des Masterplans sei ein Mobilitätskonzept. Der motorisierte 
Individualverkehr solle einen möglichst geringen Anteil einnehmen. Deshalb sei es Ziel des 
Senats, ein Modell für autoarmes Wohnen zu schaffen, damit unterschiedliche 
Mobilitätsformen genutzt werden könnten. Zum Freiraumkonzept legten sie dar, geplant 
seien ein acht Hektar großer Stadtteilpark, fünf Quartiersplätze und die 
freiraumverbindenden Straßenräume. Selbstverständlich würde auch der Denkmalschutz 
berücksichtigt, wobei dies insbesondere für die Güterhallen, den Wasserturm und die 
Kleiderkasse gelten würde. 
Der Beschluss des Masterplans bilde die Grundlage für die Abwendungsverhandlungen, die 
die inhaltliche Basis für die Kostenermittlung darstellten. Aus dem Beschluss des 
Masterplans folgten weitere Arbeitsprozesse, die bereits im Vorfeld im Rahmen der 
Beteiligungsprozesse eine Rolle gespielt hätten: Die Aufstellung des Bebauungsplans (B-
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Plan) im kooperativen Verfahren, das ab Herbst 2012 bis voraussichtlich 2014 andauern 
werde. Im Rahmen des B-Plans würden Art und Maß der baulichen Nutzung, die 
Erschließung, Entwässerung, Gebäudehöhen, Lärmschutz, Umweltbelange sowie die 
Standorte für die soziale Infrastruktur geregelt. Begleitend dazu würden ein Freiraum- und 
ein Hochbauwettbewerb sowie konkrete Fachplanungen durchgeführt. Dies bedeute, führten 
die Senatsvertreterinnen und -vertreter aus, dass im Rahmen der Wettbewerbe die konkrete 
Ausgestaltung des Parks und der Gebäude mit einer Umsetzung der konkreten 
Fachplanungen erfolge. Darüber hinaus fänden Verfahren der vorbereitenden 
Untersuchungen gemäß § 165 des Baugesetzesbuches (BauGB) statt. Dazu würde im 
2. Quartal 2013 eine Senatsdrucksache erstellt, die die Inhalte der 
Abwendungsvereinbarungen für den 1. Bauabschnitt enthalten würde. Der Senat 
beabsichtige, die Bürgerschaft mit dieser Drucksache zu befassen, obwohl dazu keine 
rechtliche Verpflichtung bestünde. Die Inhalte der Abwendungsvereinbaren beträfen unter 
anderem den Wohnungsmix, die Inanspruchnahme öffentlicher Mittel für den geförderten 
Wohnungsbau, Baugemeinschaften, soziale Infrastruktur, Altlasten, energetische Standards, 
Energieversorgung, Kostenbeteiligung, Entwässerung und Erschließung. Die 
Senatsvertreterinnen und -vertreter appellierten an den Ausschuss, in der nächsten Sitzung 
zu einer Beschlussfassung über den Masterplan zu kommen, damit die Bürgerschaft am 26. 
September einen endgültigen Beschluss treffen könne. 
 
Der Vorsitzende begrüßte sodann als Vertreterinnen des Koordinierungsgremiums Mitte 
Altona Frau Andrea Benkert und Frau Gisela Reher sowie Herrn Mario Blöm. 
 

2. Stellungnahmen des Koordinierungsgremiums Mitte Altona 
 
Frau Benkert bedankte sich zunächst dafür, dass das Koordinierungsgremium die 
Möglichkeit erhalte, dem Stadtentwicklungsausschuss seine Stellungnahme vorzutragen und 
führte die Punkte 1. bis 3. (Anlage 3) aus. Anschließend erläuterte Herr Blöm die Punkte 4. 
und 5. und erklärte unter Bezugnahme auf das Eckpunktepapier, die Deckelung der Kosten 
für Grundeigentümer bei 30 Mio. Euro sowie die Übernahme der darüber hinausgehenden 
Kosten durch die Stadt habe die Bürgerinnen und Bürger sehr verwundert, da das Projekt 
Mitte Altona dem Immobiliensektor außerordentliche Möglichkeiten bieten würde. Er führte 
zudem aus, aus den vorbereitenden Untersuchungen könne kein Kostenüberblick abgeleitet 
werden. Die Eckpunktevereinbarung enthalte keine vollständige Zusammenstellung und erst 
mit Mühe habe einer im Inhaltsverzeichnis nicht aufgeführten Anlage entnommen werden 
können, dass das Kostenrisiko für die Stadt bezogen auf das gesamte Gebiet der 
vorbereitenden Untersuchungen mit 75 Mio. Euro beziffert werde. Diese Angabe sei sehr 
verwunderlich, weil das Ziel einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme im Rahmen von 
vorbereitenden Untersuchungen eine tragfähige Kostenermittlung sein müsse – dies sollte 
bei einem Immobilienprojekt wie der Mitte Altona möglich sein. Er nannte als Beispiel die 
Stadt Heidelberg, die ebenfalls im Rahmen einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
Bahnflächen überbaut habe und in diesem Zusammenhang einen Anfangs– und Endwert 
angegeben habe sowie sich daraus ergebend die Summe des Bodenwertgewinns. Dieses 
Beispiel zeige, dass es möglich sei, durch die Entwicklung dieser Flächen 
Bodenwertgewinne zu realisieren. Bislang gebe es aber keine vollständige Auflistung der 
Bodenwertgewinne in den Unterlagen für die Mitte Altona. Herr Blöm hob hervor, es sei 
erstaunlich, dass angesichts der Realisierung des Jahrhundertprojekts Mitte Altona im 
Hinblick auf die Finanzierung, insbesondere des sozialen Wohnungsbaus, nicht bekannt sei, 
welche Kosten und Bodenwertgewinne aus dem Projekt hervorgingen. Von einer durch 
Kaufmannschaft geprägten Stadt habe er erwartet, dass diese Punkte als Voraussetzung für 
die Abwendungsverhandlungen genauer geprüft würden.  
Zu 5. Varianten appellierte er an die Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses, sie seien 
Abgeordnete, um Entscheidungen zu fällen. Voraussetzung dafür sei das Vorliegen von 
Varianten. Derzeit würde der Bürgerschaft aber nur ein Masterplan ohne Varianten zur 
Abstimmung vorgelegt. Er sei davon überzeugt, dass die ursprünglich im Rahmen der 
vorbereitenden Untersuchungen von der Stadterneuerungs- und 
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Stadtentwicklungsgesellschaft Hamburg mbH (Steg) geforderten Varianten eingebracht 
werden sollten. Zudem sei die Variantendiskussion im Rahmen des Baugesetzbuches ein 
normales Verfahren. Die Darstellung der Varianten solle sowohl die Option, dass der 
Bahnhof Altona nicht verlegt werde als auch eine Verlegung des Bahnhofs berücksichtigen. 
Herr Blöm sprach sich ausdrücklich dafür aus, die Finanzierung und eine 
Variantendiskussion noch einmal aufzugreifen. Die Stadt solle die Zeit, die die Bahn für eine 
Prüfung der Verlagerung benötige, nutzen, um die Grundstücksgewinne zu ermitteln und 
Varianten aufzunehmen, damit eine Abwägung überhaupt erst ermöglicht werde. 
Frau Benkert erklärte, auf der Grundlage der Bürgerforderungen müsse eine zweite Variante, 
die die Empfehlungen eines inklusiven Masterplans des Forums – Eine Mitte für Alle 
berücksichtige und den Atlas Altona hinzuziehe, entwickelt werden. Vor dem Hintergrund, 
dass die Neue Mitte in die umliegenden Stadtteile integriert werden solle, sei nicht 
nachvollziehbar, warum dies zwar durch die Bebauungsstruktur, aber nicht auf der 
Grundlage der sozialen Zusammensetzung geschehen solle. Der 
Stadtentwicklungsausschuss werde deshalb ersucht, den Masterplan Mitte Altona in der 
vorliegenden Form nicht zu beschließen. Außerdem habe das Koordinierungsgremium Mitte 
Altona einen Antrag formuliert (Anlage 4) und bitte darum, dass diese Vorlage zur 
Abstimmung gestellt werden dürfe. 
 
Der Vorsitzende erwiderte, der Antrag könne aus formalen Gründen nicht zur Abstimmung 
gestellt werden. Der Antrag könne aber an die Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses 
verteilt werden. Er verwies auf die eingangs vereinbarte Verfahrensweise und erklärte, die 
Stellungnahmen und der Antrag würden in die weitere Beratung der Drucksache einfließen. 
 
Die Vertreterinnen des Koordinierungsgremiums Mitte Altona und Herr Blöm verlasen 
abschließend den Antrag des Koordinierungsgremiums Mitte Altona. 
 

3. Der Stadtentwicklungsausschuss erörtert die Drucksache 20/4193 
 
Die CDU-Abgeordneten griffen die Kritik im Hinblick auf die Beeinträchtigungen im 
1. Bauabschnitt auf und baten die Senatsvertreterinnen und -vertreter zu beurteilen, ob 
Flächen freigehalten werden müssten, bis der 2. Bauabschnitt vollständig durchgeplant sei. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter kamen zunächst auf die Stellungnahme und den 
Antrag des Koordinierungsgremiums Mitte Altona zurück und verdeutlichten, mit dem 
Beschluss des Masterplans würden erst die unter 1. bis 3. im Antrag (Anlage 4) genannten 
Bereiche im Zusammenhang mit der Erstellung des B-Plans in Angriff genommen werden 
können. Die Punkte 4. bis 9. des Antrags würden im Zusammenhang mit den 
Abwendungsvereinbarungen verhandelt, für die ebenfalls die Verabschiedung des 
Masterplans Voraussetzung sei. Insofern würden diese Themen in diesen Zusammenhängen 
diskutiert werden können. Zur Frage der CDU-Abgeordneten erklärten sie, im Rahmen des 
Wettbewerbs sei der Preisträger, Herr Poitiers, ausgezeichnet worden, der vorgeschlagen 
habe zwei Bauabschnitte zu planen. Aus diesem Grund sei es möglich zunächst den 
1. Bauabschnitt umzusetzen. Sie nahmen des Weiteren Stellung zu den Themen 
Variantendiskussion und Lärmbelastung und erläuterten, in jedem Fall werde die nördlich 
gelegene Anlage der Deutschen Bahn AG (DB AG) weiterhin Lärmbelastung verursachen. 
Diese Aufgabe sei Bestandteil des Wettbewerbs gewesen, zu der Varianten vorgeschlagen 
worden seien. So sei eine ausschließliche gewerbliche Nutzung als geschlossene Wand zur 
Abschottung des Quartiers nach Norden vorgeschlagen worden und in der Jury auf wenig 
Zustimmung gestoßen. André Poitiers habe vorgeschlagen sowohl Lärmschutz als auch eine 
Durchlässigkeit durch Blöcke zu realisieren, wobei in den nördlich gelegenen Blöcken sogar 
ein hoher Wohnungsanteil durch eine Orientierung zur lärmabgewandten Seite in den 
Blockinnenbereich werden könne. Dies sei das Ergebnis einer Variantenprüfung, die auf 
hohem Niveau mit vielen Fachpreisrichtern und Politikern durchgeführt worden sei. Die 
Auseinandersetzung mit der Lärmbelastung sei von Beginn an im Rahmen einer ersten 
Lärmprognose thematisiert worden. Zudem sei der Vorschlag von Herrn Blöm auf der 



Stadtentwicklungsausschuss Nr. 20/13 - 8 - 

Homepage der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) durch die Veröffentlichung 
der Auslobung beantwortet worden. Sie gaben die entsprechende Fundstelle zu Protokoll: 
 
„In der „Wettbewerbsdokumentation zum städtebaulichen und landschaftsplanerischen 
Realisierungswettbewerb mit städtebaulichem Ideenteil und Ideenteil Nutzungskonzept“ des 
Wettbewerbs „Mitte Altona“ findet sich insbesondere auf Seite 25 der Kommentar zur 
Schallschutzbebauung des Ankaufs, der repräsentativ für eine Reihe weiterer Entwürfe ist. 
 
Die Wettbewerbsdokumentation ist mit diesem Link abrufbar:  
 
http://www.hamburg.de/contentblob/3304070/data/dokumentation-staedtebaulich-
landschaftsplanerischer-wettbewerb-d-k.pdf 
 
Des Weiteren gibt es eine Stellungnahme der BSU zum Entwurfsvorschlag von Herrn Bloem, 
die Aussagen zur Lärmproblematik enthält. 
 
Die Stellungnahme ist mit diesem Link abrufbar: 
 
http://www.hamburg.de/contentblob/3483088/data/praesentation-herr-bloem-7-6-2012-–-
stellungnahme-bsu.pdf“ 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter fuhren fort, für den Park und den Bereich eines 
Wohnblocks, der im 1. Bauabschnitt errichtet werde und noch nicht durch ein im 
2. Bauabschnitt realisiertes Lärmschutzgebäude geschützt sei, läge für eine Übergangszeit 
eine besondere Situation vor, weil das Eisenbahnviadukt auf die Freifläche und den 
Wohnblock einwirken würde. Andererseits sei die Baufälligkeit des Viadukts und die daraus 
folgenden hohen Erneuerungskosten Anlass für Planungen der DB AG den Viadukt 
zurückzubauen. Deshalb würde jede andere Lösung für den 1. Bauabschnitt, entweder die 
vollständige Entfernung des Viadukts im Fall einer Verlegung des Fernbahnhofes oder ein 
Ersatz an anderer Stelle, eine umfassende Entschärfung dieser Lärmproblematik bedeuten. 
 
Die CDU-Abgeordneten stellten klar, ihre Frage habe darauf abgezielt, die Position der 
Senatsvertreterinnen und -vertreter für die Öffentlichkeit zu verdeutlichen. 
 
Die SPD-Abgeordneten griffen die Frage zu den Bodenwertgewinnen und dazu, welche 
Kosten die Stadt Hamburg zu tragen habe, auf. Sie baten die Senatsvertreterinnen und -
vertreter zu erläutern, ob der Eindruck zutreffe, dass die Gewinne allein bei den privaten 
Investoren verblieben. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter antworteten, diese Frage berühre die Systematik des 
Verfahrens im Rahmen des § 165. Derzeit würden vorbereitenden Untersuchungen zur 
Einleitung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme durchgeführt. In diesem 
Zusammenhang könne die Stadt von den Eigentümern Ausgleichsbeträge erheben. In 
diesem Fall sei die Bodenwertsteigerung von Interesse, wobei nicht die Gewinne der 
Eigentümer abgeschöpft würden, sondern nur die durch die städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme verursachten Bodenwertsteigerungen erhoben werden dürften. Der 
gegenwärtige Zeitpunkt sei jedoch zu früh, um eine Festlegung vorzunehmen, da die 
Verhandlungen mit den Eigentümern noch andauerten. 
 
Die SPD-Abgeordneten ergänzten ihre Frage dahingehend, dass die Vertreterinnen des 
Koordinierungsgremiums Mitte Altona und Herr Blöm dargestellt hätten, ein großer Anteil der 
Kosten verbleibe bei der Stadt. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erwiderten, das Koordinierungsgremium habe sich 
auf Tabellen der Steg bezogen, die das gesamte Gebiet der vorbereitenden Untersuchung 
beträfen. Die Konkretisierung der Planungen sei jedoch für das Gebiet sehr unterschiedlich 

http://www.hamburg.de/contentblob/3304070/data/dokumentation-staedtebaulich-landschaftsplanerischer-wettbewerb-d-k.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/3304070/data/dokumentation-staedtebaulich-landschaftsplanerischer-wettbewerb-d-k.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/3483088/data/praesentation-herr-bloem-7-6-2012-–-stellungnahme-bsu.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/3483088/data/praesentation-herr-bloem-7-6-2012-–-stellungnahme-bsu.pdf
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vorangeschritten, da der Masterplan nur Teile der südlichen Fläche umfassen würde. Die 
Angaben für die Höhe des Kostenrisikos von 75 Mio. Euro bezögen sich aber auf die 
gesamten vorbereitenden Untersuchungen. Die Steg sei bei ihren Untersuchungen von der 
Eckpunktevereinbarung ausgegangen, die aus Sicht der BSU völlig veraltet sei und lediglich 
als Letter of Intent ohne rechtsverbindliche Pflichten gesehen werden könne. Dabei müsse 
zudem geprüft werden, ob die Steg davon ausgegangen sei, dass das Gebiet auch im 
nördlichen Bereich für eine vollständige Entwicklung durch die Stadt festgelegt würde, 
sodass zunächst die Kosten übernommen werden müssten, um die Gebiete hinterher zu 
veräußern. Diese Vorgehensweise werde für die Bereiche des 1. und 2. Bauabschnitts im 
Masterplan nicht angewandt, deshalb sei die Angabe des Kostenrisikos etwas verfälscht. 
Derzeit könne noch keine ernsthafte Kostenermittlung vorgelegt werden, deshalb handele es 
sich bisher nur Kostenschätzungen. 
 
Die CDU-Abgeordneten erkundigten sich, ob geschätzt worden sei, wie hoch die 
Erschließungskosten pro Wohnungseinheit seien. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter verneinten diese Frage. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE dankten den Bürgerinnen und Bürgern für ihr 
Engagement und erklärten, die erarbeiteten Vorlagen seien sehr beeindruckend. Zu den 
Unterlagen, die der Senat im Zusammenhang mit der Drucksache 20/4193 vorgelegt habe, 
bemerkten sie, die bereits angesprochene Kosten- und Finanzierungsübersicht würde fehlen. 
Außerdem hätten die Abgeordneten die ebenfalls erwähnten Unterlagen zur vorbereitenden 
Untersuchung, die dem Koordinierungsgremium Ende April vorgestellt worden seien, nicht 
erhalten. Sie bemängelten, dass insgesamt sehr viele Informationen, die Voraussetzung für 
die Verabschiedung des Masterplans seien, nicht vorlägen. Sie hätten festgestellt, dass im 
vorliegenden Masterplan weder Kosten noch Planungen für die Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur, die sogenannten Nachbarschaftsräume, ausgewiesen würden. Sie verstünden 
die Ausführungen im Masterplan so, dass im Text dazu sämtliche Folgekosten aufgeführt 
werden müssten, damit diese in die Abwendungsvereinbarungen einbezogen werden 
könnten – andernfalls könnten die Kosten nicht in die Verhandlungen einfließen. Von daher 
fehlten im Masterplan substanzielle Informationen. Die angekündigte Vorlage der Inhalte der 
Abwendungsvereinbarungen im 2. Quartal 2013 sei zu spät, kritisierten die Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE und begründeten, es sei unbekannt, was bis dahin vereinbart würde. 
Aus diesen Gründen seien sie nicht ausreichend informiert, um über den Masterplan 
abzustimmen. Außerdem bezweifelten sie, dass die Stadt nicht in der Lage sei, die 
Grundstücke aufzukaufen und zu finanzieren, da die privaten Investoren ein außerordentlich 
großes Interesse an den Grundstücken hätten. So habe die ECE Projektmanagement 
G.m.b.H. & Co. KG (ECE) bereits Gelände von der Holsten Brauerei AG gekauft, ohne dass 
die Stadt das Vorkaufsrecht ausgeübt habe. Diese Vorgänge seien nicht nachvollziehbar, 
weil die Stadt im Allgemeinen die Argumentation vertrete, dass die freie Wirtschaft gut 
rechnen könne. Abschließend wollten sie wissen, welche substanziellen Vorschläge der 
Bürgerinnen und Bürger aufgenommen worden seien. Ihrer Wahrnehmung zufolge seien 
zwar einige Vorschläge aufgenommen worden, die substanziellen Vorschläge jedoch 
unberücksichtigt geblieben. Entscheidende Forderungen – beispielsweise nach einem Anteil 
von 50 Prozent für den sozialen Wohnungsbau – würden die Senatsvertreterinnen und -
vertreter in der Regel ablehnen. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter entgegneten, bedacht werden müsse, dass der 
Masterplan nicht mit der vorbereitenden Untersuchung gleichgesetzt werden dürfe. Die 
vorbereitende Untersuchung sei die Grundlage dafür, dass Beurteilungsgrundlagen für die 
förmliche Festlegung eines Entwicklungsbereiches oder die Aufrechterhaltung oder den 
Abschluss einer vorbereitenden Untersuchung bzw. den Abschluss von 
Abwendungsvereinbarungen gebildet würden. Die Kritik der Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE hinsichtlich der fehlenden Vorlage des Berichts der Steg sei zutreffend. Der Bericht 
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sei im April in das Internet eingestellt worden. Die Verteilung einer ausgedruckten Form an 
die Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses könne jedoch nachgeholt werden 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE wandten ein, der Stadtentwicklungsausschuss 
könne den Bericht nur dann erörtern, wenn er als Drucksache vorgelegt werde. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter griffen ihre Ankündigung zur Vorlage einer 
Drucksache über die Abwendungsvereinbarungen auf und erläuterten danach würde noch 
eine Reihe weiterer Entscheidungsvorschläge an die Bürgerschaft geleitet. Sie verwiesen 
darauf, dass die BSU in der Lage sei, die Entscheidung über die förmliche Festlegung eines 
Entwicklungsbereiches bzw. Beendigung oder Aufrechterhaltung der vorbereitenden 
Untersuchung eigenverantwortlich durchzuführen. Insofern könne die Ankündigung einer 
Drucksache zu den Inhalten der Abwendungsvereinbarungen so verstanden werden, dass 
der Bürgerschaft in diesem Zusammenhang auch gemäß § 149 BauGB eine Kosten- und 
Finanzierungsübersicht vorgelegt werde. Mit der Steg sei vertraglich vereinbart worden, dass 
Kosten- und Finanzierungsüberlegungen, die eher „volkswirtschaftlicher“ Art und auf 
Plausibilität ausgerichtet seien, vorgelegt würden, weil der BSU bewusst sei, dass die dafür 
zugrundeliegenden Zahlen schon jetzt veraltet seien. Damit die Zahlen aktualisiert werden 
könnten, müsse der Masterplan als Grundlage verabschiedet werden. Die 
Senatsvertreterinnen und -vertreter hoben hervor, mit der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme sei ein Modell aus dem BauGB gewählt worden, das sich von den 
bekannten Instrumenten vollkommen unterscheiden würde. Diese Maßnahme sei die erste 
überhaupt, die von der Bürgerschaft beschlossen werde. Bisher seien städtebauliche 
Verträge oder Kaufverträge über Kasernenflächen von der Verwaltung ohne Beteiligung der 
Bürgerschaft umgesetzt worden. Entscheidend sei, das nur dann alle Teilbereiche als 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme förmlich festgelegt werden könnten, wenn die mit 
dieser Maßnahme angestrebten Ziele und Zwecke durch städtebauliche Verträge – dies 
seien in der ersten Phase die Abwendungsvereinbarungen – nicht erreicht werden könnten. 
Mit den Eigentümern müssten zuerst Verhandlungen im Hinblick auf eine Einigung geführt 
würden. Erst wenn unter Berücksichtigung der geltenden Rechtsprechung festgestellt würde, 
dass die Verhandlungen erfolglos blieben, dürfe ein Entwicklungsbereich förmlich festgelegt 
werden. Daraus würden sich die Strukturen erklären, die einerseits parallel liefen und 
andererseits aufeinander aufbauten und von daher differenziert betrachtet werden müssten. 
Sie fügten hinzu, die Bürgerforderungen müssten vor dem Hintergrund des gesamten 
Prozesses betrachtet werden. Vor dem Wettbewerb sei eine Bürgerbeteiligung eingeleitet 
worden, die maßgeblich dazu geführt habe, dass der von allen Beteiligten akzeptierte 
Entwurf von André Poitiers, mit arbos Freiraumplanung, Hamburg ausgewählt worden sei. 
Sie seien überzeugt, dass dies der größte Erfolg der vorlaufenden Bürgerbeteiligung sei, weil 
nun über die Optimierung eines Städtebaus gestritten werden könne, der deutlich anders 
hätte gestaltet sein können. Deshalb könne sich die Frage, wo die Effekte der 
Bürgerbeteiligung geblieben seien, nicht allein am Katalog der Bürgerforderungen 
orientieren. Themen wie Inklusion und Mobilität könnten in einem Umfang diskutiert und von 
der BSU in Veranstaltungen vorbereitet werden, die in jedem Fall Entscheidungen durch die 
Bürgerschaft als Ergebnis hätten. Dass die Bürgerschaft von Beginn an als 
Entscheidungsgremium einbezogen worden sei, bezeichneten die Senatsvertreterinnen und 
-vertreter als größten Wirkungsweg, den die Beteiligung in dieser Sache erreicht habe. Die 
einzelnen, substanziellen Punkte würden als Themen aus den Veranstaltungen in den 
laufenden Prozess eingebunden – dies betreffe sowohl die sozialräumlichen Themen als 
auch die Frage, ob fünf oder sieben Geschosse gebaut werden sollten. Sie seien davon 
überzeugt, dass André Poitiers auf der Grundlage der zum Wettbewerb zugelieferten 
Bürgerwünsche eine breite Unterstützung für seinen Siegerentwurf erhalten habe. 
Ergänzend sagten sie, die Anmerkungen aus den Bürgerforen seien zum Teil in bestimmte 
Abschnitte der Planungen integriert worden. Über den Masterplan hinaus würden viele 
Punkte erst später eine Rolle spielen. Dies gelte ebenfalls für den Antrag des 
Koordinierungsgremiums. Außerdem, so antworteten sie den Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE, gebe es politische Setzungen dieses Senats, die von der Bürgerschaft mehrheitlich 
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getragen würden. Von diesen Positionen würde nicht abgewichen. Insofern bestünde ein 
Missverständnis hinsichtlich der Erwartung, dass Beschlüsse der gewählten Gremien auf das 
Koordinierungsgremium übertragen werden könnten. Die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger sei außerordentlich wichtig, dennoch habe der Beteiligungsgrad auch etwas damit zu 
tun, wie viele Bürgerinnen und Bürger sich einbringen würden und welche Form dabei 
gewählt würde. Nach wie vor sei es so, dass die Bürgerinnen und Bürger in der 
Planungshoheit und in einem veränderten Planungsprozess beteiligt werden sollten. 
Allerdings gebe es politische Entscheidungen, für die der Senat die Verantwortung 
übernehmen müsse. 
 
Der Vorsitzende bat die Senatsvertreterinnen und -vertreter im Interesse der Öffentlichkeit 
darzustellen, welche Konsequenzen aus einem Scheitern der Abwendungsvereinbarungen 
folgen würden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erläuterten, die Wertabschöpfung erfolge anhand 
von gesetzlichen Grundlagen. Die Rechte der Grundeigentümer gemäß § 165 verpflichteten 
den Senat grundsätzlich eine Einigung über die städtebaulichen Ziele herzustellen. Dies sei 
Sinn der Abwendungsvereinbarungen. Wenn die Eigentümer bereit seien verschiedene Ziel, 
die der Senat vorgebe, zu erfüllen, gebe es keinen Grund für eine förmliche Festlegung. 
Dieser Verhandlungsweg müsse zunächst beschritten werden, damit festgestellt werden 
könne, welcher Anteil am sozialen Wohnungsbau von den Eigentümern getragen werde, 
welche Kostenbeteiligung an der Errichtung des Parks und von den äußeren sowie inneren 
Erschließungskosten übernommen werde. Neben der Freiwilligkeit gebe es allerdings als 
Obergrenze für die Beteiligung die Wertsteigerung, die durch die Planungen erzielt werde. 
Diese Festlegung würde im Rahmen von Gutachterausschüssen erfolgen. Sie versicherten, 
vonseiten des Senats würden die Verhandlungen so geführt, dass die Abschöpfung der 
Wertsteigerung nahezu 100 Prozent erreiche. Die Verhandlungen könnten scheitern, sodass 
eine förmliche Festlegung stattfände, die ebenfalls eine Festschreibung der städtebaulichen 
Ziele erfordern würde. Dann würde sich die Situation dahingehend verkehren, dass die 
Eigentümer einen Übernahmeanspruch auf die Grundstücke hätten. Für den 
Übernahmeanspruch würde durch Gutachter ein Verkehrswert festgelegt und in der Folge 
sei die Stadt zur Realisierung der Maßnahmen verpflichtet. 
 
Die GAL-Abgeordneten wollten wissen, welche Konsequenzen aus der Entscheidung der DB 
AG, den Fernbahnhof Altona nicht zu verlegen, folgen würden. Die 
Abwendungsvereinbarungen würden gegenwärtig mit der Unterstellung geführt, dass die 
Verlegung des Fernbahnhofs tatsächlich erfolge. Der Wert, der an der Bahnstrecke 
liegenden Gebäudewerde werde demzufolge entsprechend eingeschätzt, deshalb sei es 
wichtig, Überlegungen für den Fall, dass eine Verlegung nicht zustande käme, anzustellen. 
Die Verlegung habe hinsichtlich der Lärmbelastung insbesondere auf die Freiflächen 
Einfluss, sodass dieses Szenario bei den Planungen berücksichtigt werden müsse. Bisher 
fehle dieses Szenario in der Planung, deshalb appellierten sie an die Senatsvertreterinnen, 
die Option für einen „Plan B“ nicht aus der Hand zu geben.  
Ein weiterer Punkt sei die Integration der Mitte Altona in die benachbarten Stadtteile. Dort sei 
der Anteil der Autos im Verhältnis zur Bevölkerung relativ gering, sodass die Planungen von 
vornherein autoarmes bzw. autofreies Wohnen durch eine Aufnahme in die 
Abwendungsvereinbarungen und die Aussetzung der Stellplatzverordnung ermöglichen 
könnten. Dadurch könnten erhebliche Kosten eingespart und die Wohnungen entsprechend 
günstiger angeboten oder energetisch aufgebessert werden. Diese Gesichtspunkte sollten in 
die Planungen einfließen, damit mehr Freiräume durch die Bürgerinnen und Bürger genutzt 
werden könnten. Zum Verkehrskonzept fragten sie, wie die Planungen für die umliegenden, 
aber auch für die entfernteren Bereiche aussähen. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter wiederholten, die beiden Bauabschnitte würden 
unabhängig voneinander geplant. Im Übrigen seien die Eigentümer nicht identisch und viele 
der angesprochenen Punkte würden im Rahmen der Abwendungsvereinbarungen 
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verhandelt. Sie bekräftigten autoarmes Wohnen anzustreben, wobei diese Planung Teil der 
zukünftigen Verhandlungen sei. Im Masterplan werde vorgeschlagen, zehn bis 20 Prozent 
autoarmes Wohnen zu realisieren. Damit sei die vertragliche Verpflichtung der Bewohner 
gemeint, kein Auto zu besitzen – diese entspreche der Fachanweisung für autoarmes 
Wohnen. Dass faktisch ein deutlich höherer Prozentsatz von Bewohnern in diesem Gebiet, 
kein Auto besitzen werde, sei ein anderes Thema, weil diese Entscheidung nicht von einer 
rechtlichen Regelung abhängig sei. Nach Einschätzung der BSU müssten den zukünftigen 
Bewohnern der Mitte Altona gute e zu den Nahzielen und öffentlichen Freiräumen gemacht 
werden, damit die Motivation auf den Autoverzicht gefördert würde. Dieses Ziel wolle die 
BSU in der Diskussion vorantreiben und sie en überzeugt davon, dass der Masterplan die 
Voraussetzungen dafür schaffe, die von den Bürgerinnen und Bürgern angestrebte 
Größenordnung zu erreichen. 
 
Die GAL-Abgeordneten erklärten, derzeit gebe es quasi eine Art „Stellplatzzwang“, der 
Tiefgaragen, die für mehrere tausend Euro pro Platz erreichtet werden müssten, 
einschließen würde. Investoren hätten mehrfach berichtet, dass sie diese Stellplätze nicht 
mehr vermieten könnten, sodass sich die Frage stelle, warum die Mieter mit diesen Kosten 
belastet würden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erwiderten, zurzeit würden die verschiedenen 
Varianten geprüft. Sie führten aus, weil das Recht bzw. die Pflicht für die Errichtung von 
Stellplätzen ein Recht für alle sei, sei es schwierig, einen Verzicht zu erreichen. 
Modellversuchsgebiete müssten von daher sehr genau beschrieben werden, um zu 
verhindern, dass andere Investoren ebenfalls auf den Bau von Stellplätzen verzichten 
wollten. Insofern bemühe sich die BSU eine Regelung zu finden, die einerseits für die Mitte 
Altona umgesetzt werden könne und andererseits eine Allgemeingültigkeit verhindere. 
Zur Entwicklung des Bodenwerts vor dem Hintergrund eines möglichen Verbleibs des 
Fernbahnhofs Altona, sagten sie, das Gebiet sei momentan im Fokus der Entwicklung von 
Immobilieninvestoren. Die Bodenwerte seien aufgrund der Nachfrage so hoch, dass diese 
Frage keine Rolle spielen würde. Sie gaben zu bedenken, eine öffentliche Bestätigung dafür, 
dass der Wert des Grundstückes an der Gleisanlage vor dem Hintergrund einer 
verbleibenden Gleisanlage schlechter sei, als ohne Gleisanlage, würde Auswirkungen auf 
die Abschöpfung von Bodenwertsteigerungen und die Beteiligung der Eigentümer an der 
Erschließung haben. Da es im Interesse der Stadt sei, dass die Abschöpfung möglichst hoch 
ausfalle, baten sie um einen vorsichtigen Umgang mit Argumenten darüber. 
 
Die SPD-Abgeordneten erklärten, autoarmes Wohnen stelle ein sehr ehrgeiziges Ziel dar, 
das eine Bereitschaft von allen Akteuren erfordere. Der Mix aus Sozial-, Miet- und 
Eigentumswohnungen sei sehr positiv, weil dadurch eine Gettoisierung in die eine und auch 
in die andere Richtung verhindert werde. Es sei die Frage, ob sehr viele Sozialwohnungen in 
der Mitte Altona politisch wünschenswert seien. Da die Flächen nicht im Besitz der Stadt 
seien, baten sie die Senatsvertreterinnen und -vertreter darzustellen, wie der angestrebte 
Anteil an Sozialwohnungen realisiert werden könne. Sie hoben die Freiraumplanung positiv 
hervor und baten um Erläuterungen zu den Flächen im Hinblick auf die Lärmsituation und 
den „Wohlfühlfaktor“. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter antworteten, die Grundstücke befänden sich in 
Privateigentum. Der öffentlich geförderte Wohnraum sei Bestandteil der 
Abwendungsvereinbarungen. Zu den Grünflächen erläuterten sie mit einem Verweis auf 
Plan 2 in den Anlagen zur Drucksache 20/4193, es würden zwei unterschiedliche Typologien 
verwirklicht. Zum einen werde zwischen Lessingtunnel und Bahnhofsgebäude aus der 
preußischen Tradition Altonas hervorgehend eine repräsentative Fläche geplant, die ein 
Zeichen für den Umbau der Stadt setze. Zum anderen werde eine quartiers- und 
wohnungsnahe Grünfläche geplant. Zur Lärmbelastung stellten sie dar, es gebe keine mit 
geschützten Nutzungen vergleichbaren gesetzlichen Anforderungen für öffentliche 
Grünflächen. Bei einer Fläche mit einer so großen Tiefe sei es allerdings möglich, die 
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ruhebedürftigsten Nutzungen so zu verteilen, dass sie entfernt von der Lärmquelle lägen. 
Beispiel hierfür sei der Schanzenpark, der trotz der Fernbahn und der nahe gelegenen 
Straße hohe Wohlfühlfaktoren für den Aufenthalt erziele. Der 2. Bauabschnitt müsse in 
jedem Fall – auch wenn die DB AG den Fernbahnhof verlegen würde – bis zur Umsetzung 
der Verlegung funktionsfähig sein. Deshalb würden diese Themen bei der Planung der 
Grünflächen im Zusammenhang mit dem Freiraumwettbewerb berücksichtigt. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE griffen die Ausführungen zur Lärmbelastung auf 
und verdeutlichten, es gebe keine Garantie dafür, ob und wann die DB AG das Viadukt 
abbauen oder ersetzen werde. Von daher fänden sie die Aufforderung des 
Koordinierungsgremiums an die BSU, die Planungen mit der Annahme, die Fernbahn bleibe 
bestehen, zu gestalten, sehr gut. Da die Entscheidung über den Fortbestand der Fernbahn in 
der Hoheit der DB AG läge, sei es nicht überzeugend, wenn die Senatsvertreterinnen und -
vertreter auf eine Verbesserung der Lage vor dem Hintergrund einer möglichen Verlegung 
verweisen würden. Zugleich sei der Park lärmbelastet und die Bürgerinnen und Bürger 
hätten festgestellt, dass statt des vorgegebenen Anteils von 30 Prozent Grünflächen nur 15 
Prozent verwirklicht würden. Sie baten die Senatsvertreterinnen und –vertreter, dazu 
Stellung zu nehmen. 
 
Der Vorsitzende verwies auf die letzte Sitzung des Verkehrsausschusses, in der die DB AG 
angekündigt habe, 13 Mio. Euro für die Prüfung einer Verlegung der Fernbahn zu 
investieren. Mit einer Entscheidung zur Verlegung oder Instandsetzung der Gleisanlagen und 
Viadukte könne im Herbst 2013 gerechnet werden. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE wandten ein, damit sei keine konkrete Aussage 
für eine Verlegung und einen Zeitpunkt gegeben worden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erklärten, mit der Bekanntgabe der Entscheidung 
Ende 2013 würden sicherlich Zeitpläne genannt werden. Sie fügten hinzu, mit dem 
Masterplan würden Lösungen für den Lärmschutz vorgelegt, die für alle Varianten offen 
seien. Ferner legten sie dar, der Wettbewerb sei mit acht bis zehn Hektar Gesamtgrünfläche 
ausgelobt worden, wovon drei Hektar im 1. Bauabschnitt realisiert würden. 
 
Zur Nachfrage der Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE wie die Lärmbelastung im Park sei, 
erklärten sie, nicht abwendbar sei, dass es bis zur Verlegung der Fernbahn weiterhin eine 
Lärmbelastung geben werde. Diese Situation sei innerhalb von Städten wie beispielsweise in 
Hamburg im Stadtpark am Jahnring nicht ungewöhnlich. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE baten die Senatsvertreterinnen und -vertreter 
auszuführen, wie groß der Anteil der städtebaulichen Maßnahme an den 
Bodenwertsteigerungen sei. Sie vermuteten, der Anteil läge ungefähr 90 Prozent und 
fragten, wodurch die Bodenwertsteigerung verursacht würde. Außerdem wandten sie sich 
gegen den Eindruck der Senatsvertreterinnen und -vertreter, sie würden den 1. Bauabschnitt 
schlecht reden und stellten klar, sie würden die Belastungen benennen. Zudem gingen sie 
davon aus, dass der Senat für den Fall einer Verlegung der Fernbahn, eine vertragliche 
Vereinbarung über eine Nachzahlung der daraus folgenden Bodenwertsteigerung getroffen 
habe. Hinsichtlich des sozialen Wohnungsbaus hofften sie weiterhin, den Senat davon 
überzeugen zu können, dass der Anteil erhöht werden müsse. Entscheiden traten sie dem 
Begriff der Gettoisierung entgegen und hoben hervor, aus einer Schriftlichen Kleinen Anfrage 
des SPD-Abgeordneten Andy Grote gehe hervor, dass 59 Prozent aller Hamburger 
Haushalte Anspruch auf geförderten Wohnungsbau hätten. Davon hätten 42 Prozent der 
Haushalte Anspruch auf den 1. Förderweg, sodass von einer Gettoisierung keine Rede sein 
könne. Im Widerspruch dazu würde im Masterplan von einer Orientierung an den 
Nachbarstadtteilen gesprochen, ohne dass die soziale Situation in diesen Stadtteilen 
aufgegriffen würde. Festzustellen sei, dass auch dort wesentlich mehr Menschen als ein 
Drittel Anspruch auf sozialen Wohnungsbau hätten, insofern sei es für sie unverständlich, 
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dass die Forderung nach mehr sozialem Wohnungsbau nur von ihrer Fraktion käme. Zum 
Änderungspetitum der SPD-Abgeordneten kritisierten sie, dass der sehr geringe 
Sozialwohnungsbestand in den Nachbarstadtteilen als Bezugsgröße herangezogen würde. 
Sie bezeichneten es als sehr besorgniserregend, dass der Anteil der Sozialwohnungen in 
Hamburg immer geringer werde und verwiesen darauf, dass allein 2013 13 000 Bindungen 
für Wohnungen ausliefen. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter führten aus, die Frage der Bodenwertsteigerung sei 
im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen relevant. Die Bürgerschaft werde darüber 
im Rahmen einer Drucksache informiert. Zum Verfahren schilderten sie, der 
Gutachterausschuss lege den Anfangs- und Endwert des Gebietes fest. Der Anfangswert sei 
der entwicklungsunbeeinflusste Wert, den das Gebiet zu einem bestimmten Stichtag habe. 
Der Endwert läge dann vor, wenn das Gebiet durch Abschluss des B-Plans Baureife erreicht 
habe. Die Wertermittlung sei von verschiedensten Faktoren abhängig und aufgrund des 
hohen Entwicklungsdrucks in Hamburg werde für das Gebiet der Mitte Altona von einem 
relativ hohen Anfangswert ausgegangen. Wie bereits erwähnt, dürften keine 
grundstücksbezogenen Werte genannt werden, die Auswirkungen auf Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse der Eigentümer hätten. Deshalb seien Angaben dazu schwierig, weil 
einerseits das große Interesse der Öffentlichkeit als auch andererseits die privaten Rechte 
der Betriebe berücksichtigt werden müssten. Würde der Senat eine städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme beschließen und eine günstigere Umsetzung durchführen können, 
würde die Differenz an die Eigentümer ausgezahlt werden müssen. Würde die 
Entwicklungsmaßnahme teurer, müsse die Stadt die höheren Kosten selbst zahlen. Sehr 
häufig hätten Kommunen das Problem, dass die Maßnahmen teurerer als die Steigerung der 
Bodenwerte würden – wobei sie in Altona aufgrund der besonderen Situation keine 
Befürchtungen hätten. Die Senatsvertreterinnen und -vertreter verwiesen darauf, dass der 
Lärmschutz erst beim Hochbau eine Rolle spielen würde und keinen Einfluss auf die 
Bodenpreise habe. Dies läge daran, dass an dieser Stelle passiver Lärmschutz umgesetzt 
werden müsse und dadurch die Baukosten erhöht würden. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE verdeutlichten ihre Frage dahingehend, dass sie 
wissen wollten, wie hoch der geschätzte Anteil durch städtebauliche Maßnahmen wie die B-
Planerstellung an der Bodenwertsteigerung sei und worin der andere Teil bestünde, der eine 
Bodenwertsteigerung mit sich brächte. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter stellten klar, der Bodenwert dürfe nicht mit der Höhe 
der Gewinne der Investoren nach der Bebauung verwechselt werden. 
 
Die SPD-Abgeordneten stellten heraus, dass für das Gebiet 66 Prozent Mietwohnungsbau 
vorgeschrieben werde, sei im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren ein großer 
Fortschritt. Zudem würden der geförderte Wohnungsbau, Genossenschaftswohnungsbau 
und Baugemeinschaften vorgesehen. Genossenschaften seien Überdies auch im frei 
finanzierten Wohnungsbau tätig, um ihre Mitglieder zu versorgen. Insofern seien die 
Befürchtungen der Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE in dieser Hinsicht unbegründet. 
Zum Lärmschutz konstatierten sie, sie würden davon ausgehen, dass in jedem Fall 
Maßnahmen zur Instandsetzung des Viadukts ergriffen würden. Darüber hinaus würde der 
Fernverkehr aufgrund der Einfahrsituation in den Kopfbahnhof dort mit geringer 
Geschwindigkeit vorbeifahren, sodass es in den unmittelbar angrenzenden Bereichen sehr 
viel ruhiger als beispielsweise im Stadtpark am Jahnring sei. Die Mitte Altona sei für viele ein 
hochattraktives Gebiet und sie seien davon überzeugt, dass der Anteil für das autoarme 
Wohnen noch deutlich gesteigert werden könne. Sie sprachen sich dafür aus, ein 
entsprechendes Modellprojekt auf den Weg zu bringen, da es keinen anderen Ort in 
Hamburg gebe, wo autoarmes Wohnen so erfolgreich umgesetzt werden könne. Zu den 
Vorkaufsrechten baten sie die Senatsvertreterinnen und -vertreter darzustellen, wie das 
Procedere dafür sei. 
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Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erläuterten, die Ausübung für das Vorkaufsrecht läge 
federführend bei der Finanzbehörde. Für den Bereich der vorbereitenden Untersuchung 
gelte ein besonderes Vorkaufsrecht. Die Verkaufsfälle würden der Finanzbehörde und im 
Anschluss der BSU, die eine beratende Funktion habe, vorgelegt. Zum aktuellen Fall teilten 
sie mit, sie befänden sich mitten in den Prüfungen. Die ECE sei dort bisher als 
Projektentwickler tätig und habe die Grundstücke einem vier Jahre alten Vertrag 
entsprechend notariell beglaubigt übernommen. Die ECE mache erhebliche Vorlaufkosten 
für die Projektentwicklung und Investitionen vor Ort deutlich, die nach Auffassung der ECE 
für den Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts vonseiten des Senats ausgeglichen werden 
müssten. Auf der anderen Seite habe die ECE deutlich gemacht, dass sie die 
städtebaulichen Ziele, die im Rahmen des Masterplans aufgestellt worden seien, erfüllen 
wolle. Deshalb müsse abgewogen werden, ob eine Ausübung des Vorkaufsrechts richtig sei. 
Ein gewisses Risiko werde in einer rechtlichen Auseinandersetzung gesehen, da diese das 
gesamte Verfahren verzögern könne. Dies sei jedoch nur ein Aspekt in der Bewertung. 
 
Die SPD-Abgeordneten wollten wissen, in welcher Form die Bürgerschaft mit den 
Abwendungsvereinbarungen befasst werde.  
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter wiederholten, für den Senat bestünde keine 
Verpflichtung die Bürgerschaft über Abwendungsvereinbarungen zu informieren. Dennoch 
würden sie die Bürgerschaft im Rahmen einer Drucksache in Kenntnis setzen. 
 
Die GAL-Abgeordneten sprachen das Thema Inklusion an und legten dar, dabei ginge es 
auch um Menschen unterschiedlichen Alters und Herkunft. Für die Mitte Altona und die 
umliegenden Stadtteile sei es wichtig, dass Angebote geschaffen würden, die die Inklusion 
voranbrächten. Dafür sei aus ihrer Sicht insbesondere die Schule besonders geeignet. Sie 
fragten, ob Planungen in dieser Hinsicht bestünden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter antworteten, im Rahmen des Masterplans sei der 
Standort der Schule als grundlegende Entscheidung ausgewählt worden. Da es im 
Stadtbereich Altona-Altstadt und Altona-Nord keinen Standort geben würde, sei mit der 
zentralen Lage, die an die Grünfläche angrenze, der beste Standort gefunden worden. Im 
Masterplan würden noch keine Aussagen über die integralen Bestandteile der Schule 
getroffen. Ergänzend berichteten sie, neue Schulen würden aufgrund der 
Ganztagsbetreuung in ganz anderer Weise geöffnet. Beispiel hierfür sei das 
Bildungszentrum Tor zur Welt in Wilhelmsburg. Gleiches gelte für die Integration älterer 
Menschen. Es werde darauf geachtet, dass die Mitte Altona betreute Seniorenwohnungen 
einbezöge. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt würde die Festlegung des „Drittelmixes“ mit den 
Eigentümern in ihrer Funktion als Projektentwickler verhandelt. Gebaut werde dann von 
einzelnen Bauherren, sodass es dann darauf ankäme, die grob festgelegte Mischung in 
diesem Stadtteil im Einzelnen umzusetzen. 
 
Den FDP-Abgeordneten interessierte, welche Möglichkeiten vorhanden seien, die Planungen 
für den 1. Bauabschnitt zu verändern, sofern die DB AG den Fernbahnhof nicht verlegen 
wolle. Eine weitere Frage stellten sie dahingehend, inwieweit sichergestellt würde, dass das 
Gebiet nicht nur unter wenigen Bauherren aufgeteilt, sondern die gewünschte Vielfalt bei der 
Vergabe eingehalten werde. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erklärten, die Beteiligung unterschiedlicher Bauträger 
solle auch im Rahmen der Abwendungsvereinbarungen sichergestellt werden. Zur 
Festschreibung würden Möglichkeiten durch Letters of Intents sowie Vorverträge bestehen. 
Der 1. Bauabschnitt könne eigenständig gebaut werden und selbstverständlich könnten auch 
nach der Entscheidung der DB AG Veränderungen vorgenommen werden. Von vornherein 
sei klar gewesen, dass der 1. Bauabschnitt zuerst fertig gestellt würde und für den 
2. Bauabschnitt ein längerer Zeitraum benötigt werde. Diese Planung könne nicht verändert 
werden. 
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Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE kamen auf das Eckpunktepapier, das nach dem 
30. Juni nicht mehr gültig sei, zurück. Zwar sei eine Verlängerung der 
Eckpunktevereinbarung in den Grundzügen ohne Frist vereinbart worden, sie wollten jedoch 
wissen, ob die Deckelung bei 30 Mio. Euro mittlerweile aufgehoben worden sei. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter antworteten, die Verhandlungspartner seien sich 
darüber einig, dass die Inhalte der Eckpunktevereinbarung weiter gelten würden. Daraus 
hervorginge die Schließung eines Abwendungsvertrages über die Ziele der städtebaulichen 
Entwicklung – die dort genannte finanzielle Grenze sei jedoch mittlerweile überholt. 
 
Die Nachfrage der Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE, ob eine neue finanzielle Grenze 
vereinbart worden sei, verneinten die Senatsvertreterinnen und -vertreter. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE bezogen sich auf Ausführungen im Masterplan 
(Seite 21 und 22) dazu, dass die Radwege in der Harkortstraße nicht auf der Fahrbahn 
geführt würden und erklärten, für sie sei dies ein Indiz dafür, dass die Harkortstraße 
ausgebaut werde. Sie baten die Senatsvertreterinnen und -vertreter auszuführen, welche 
Planungen für die Harkortstraße bestünden und erinnerten an den Wunsch der Bürgerinnen 
und Bürger, dass dort zukünftig eine Tempo-30-Zone eingerichtet werden solle. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erläuterten, für die Harkortstraße sei ein 
Fahrradstreifen vorgesehen, deshalb sei ein Ausbau auf ganzer Länge notwendig. Die 
Einsetzung einer zukünftigen Buslinie würde im Widerspruch zu einer Tempo-30-Zone 
stehen und insofern gebe es die Notwendigkeit, die Harkortstraße mit dieser Zielsetzung 
auszubauen. Ziel sei es nicht, eine Durchgangsstraße für externe Verkehre zu schaffen. 
Auf Bitte der Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE legten die Senatsvertreterinnen und -
vertreter weitere Erläuterungen in einer Protokollerklärung vor: 
 
„Auf Seite 21 des Masterplans Anlage  A ist formuliert: „ Am östlichen Quartiersrand sollen 
schon mit Realisierung des ersten Bauabschnitts straßenbegleitende Radverkehrsanlagen 
gebaut werden.“ Dies schließt die Varianten Fahrradweg ebenso ein wie Fahrradstreifen. Die 
städtebaulichen und verkehrlichen Überlegungen sind noch nicht abgeschlossen. Bisher 
liegen nur konzeptionelle Vorplanungen vor, der Abwägungsprozess ist noch nicht beendet, 
so dass derzeit keine genauen Angaben zu den einzelnen Straßenraumelementen getroffen 
werden können.“ 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE wollten wissen, welche Planungen für den 
Lessingtunnel vorlägen. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter legten dar, die Fernbahnbrücken könnten im 
Gegensatz zu den S-Bahnbrücken abgebaut werden. Weitere Planungen für den 
Straßenraum würden im Rahmen des Funktionsplans erfolgen. 
 
Der Vorsitzende wandte ein, die Fernbahnbrücken könnten nur abgebaut werden, wenn der 
Fernbahnhof verlegt werde. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter bestätigten diese Klarstellung. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE sprachen die Bestrebungen an das derzeit 
vorhandene Kleingewerbe in diesem Gebiet zu halten. Sie bemängelten, dass es keine 
Angaben zu den zukünftigen Mietpreisen gebe. Sie wollten wissen, inwieweit dieser Punkt in 
die Abwendungsverhandlungen aufgenommen worden sei.  
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter erklärten, dieser Punkt werde ebenfalls verhandelt. 
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Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE hoben den 9. Punkt des Antrags des 
Koordinierungsgremiums hervor und fragten, ob dem Koordinierungsgremium Mittel für die 
Beauftragung von Beratern Verfügung gestellt würden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter sagten, sie würden die Beteiligung ermöglichen, aber 
keine erneuten Planungen beauftragen. 
 
Die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE erklärten, sie hätten nicht gemeint, dass eine 
neue Planung beauftragt werden solle, sondern dass Planungsmittel zur Verfügung gestellt 
würden, um die Forderungen des Koordinierungsgremiums durch fachliche Berater für den 
Stadtentwicklungsausschuss zu visualisieren. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter stellten klar, dass keine finanziellen Mittel gewährt 
würden. 
 
Die SPD-Abgeordneten erkundigten sich, wie die Umsetzung der einheitlichen 
Wärmeversorgung geplant werde. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter berichteten, im Vorfeld der Planungen habe die 
MegaWATT Ingenieurgesellschaft für Wärme- und Energietechnik mbH ein Gutachten 
erarbeitet, in dem Alternativen für eine Gebietsversorgung mit Wärmeenergie vorgeschlagen 
worden seien. Das Verfahren würde ausgeschrieben, sodass noch nicht feststünde, durch 
wen die Wärmeversorgung erfolge. Dies könne ein Fernwärmenetz mit Ergänzung durch ein 
Blockheizkraftwerk oder auch die Nutzung der Wärmeerzeugung der Holsten Brauerei AG 
bzw. dezentrale Wärmeerzeuger sein. Die Vorgehendweise würde im Rahmen der 
Abwendungsvereinbarungen präzisiert. 
 
Die Nachfrage der SPD-Abgeordneten, wann die Ausschreibung erfolge und durch wen 
welche Kriterien dafür festgelegt würden, erklärten die Senatsvertreterinnen und -vertreter zu 
Protokoll: 
 
„Auf Seite 24 des Masterplans, Anlage A wird ausgeführt: Für das Gebiet der Mitte Altona 
soll eine einheitliche Wärmeversorgung aufgebaut werden. Die Umsetzung soll über ein sog. 
„Contracting-Modell“ erfolgen, d.h. die Wärmeversorgung soll über ein 
Ausschreibungsverfahren an einen geeigneten Dienstleister vergeben werden. Dabei sind 
Vorgaben hinsichtlich der Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit für Bauherrn und 
Endabnehmer sowie Klimafreundlichkeit (geringe spezifische CO2-Emissionen) zu erfüllen. 
Eine Wärmeversorgung, die diese Anforderungen erfüllt, wäre z.B. die zentrale 
Wärmeversorgung über einen Energieverbund überwiegend mit erneuerbaren Energien 
(Biomethan-BHKW) in Kombination mit Erdgas-Spitzenkesseln und Solarthermie unter 
Berücksichtigung einer Wärmebereitstellung der Holsten-Brauerei. Die einheitliche 
Wärmeversorgung soll vertraglich mit den Grundeigentümern und mittels Festsetzungen im 
B-Plan gesichert werden.“ 
 
Der Vorsitzende dankte abschließend Frau Benkert, Frau Reher und Herrn Blöm für ihr 
Engagement und fasste zusammen, das Beteiligungsverfahren für die Mitte Altona sei 
einmalig und bundesweit ohne Beispiel. 

Zu TOP 2 

Keine Niederschrift, siehe Stellungnahme an den federführenden Ausschuss für Wirtschaft 
Innovation und Medien über die Drucksache 20/4387 sowie zugleich Bericht des 
Stadtentwicklungsausschusses an die Bürgerschaft über die Drucksache 20/4388. 
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Zu TOP 3 

Vertagt. 

Zu TOP 4 

Vertagt. 

Zu TOP 5 

Erneute Verlegung der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses vom 4. September 2012 
auf den 7. September 2012 
 
Der Vorsitzende teilte mit, die Verlegung des Termins im Juni sei in Unkenntnis darüber 
erfolgt, dass zeitgleich am 4. September das Jahresfest in der Landesvertretung Hamburgs 
in Berlin stattfände. Er stellte dar, die Verkürzung der Frist für die Vorlage der Stellungnahme 
des Stadtentwicklungsausschusses an den Haushaltsauschuss über die Drucksache 
20/4578 betr.: „Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014 Finanzplan 2012 - 2016 und 
Haushaltsbeschluss-Entwurf 2013/2014 der Freien und Hansestadt Hamburg“ durch eine 
Verlegung würde bedeuten, dass der Senat nur zwei Tage bis zum 11. September zur 
Verfügung stünden, um die Protokollerklärungen vorzulegen. Die Stellungnahme müsste 
innerhalb von drei Tagen bis zum 12. September fertig gestellt werden, sodass für die 
Abstimmung lediglich zwei Tage bis zum 14. September übrig blieben. Dem 
Haushaltsausschuss stünden bis zur 1. Lesung vier Tage zur Verfügung. Der Vorsitzende 
erklärte, diese kurze Frist könne dem Haushaltsausschuss nicht zugemutet werden. 
 
Die Senatsvertreterinnen und -vertreter verwiesen darauf, dass der Sitzungstermin für die 
Haushaltsberatungen im Stadtentwicklungsausschuss bereits im vergangenen Jahr mit dem 
Jahresfest der Landesvertretung zusammengefallen sei. Insofern würden sie dieses Mal 
ihrer bundespolitischen Aufgabe nachkommen wollen und sich deshalb für eine 
Verschiebung aussprechen. 
 
Der Vorsitzende stellte klar, dass die Terminüberschneidung im vergangenen Jahr vonseiten 
des Senats nicht berücksichtigt worden sei. Die Sitzungstermine der Bürgerschaft seien weit 
im Voraus bekannt gegeben worden. 
 
Die SPD-Abgeordneten hoben die Bedeutung des Jahresfestes für Hamburg hervor und 
erklärten, es sei wichtig, dass der Senat die Stadt dort repräsentiere. Der Zeitplan für die 
Haushaltsberatungen sei zwar sehr ehrgeizig, dennoch seien sie davon überzeugt, dass 
dieser Plan eingehalten werden könne. Aus diesem Grund seien sie dafür, die Sitzung auf 
den ursprünglichen Termin zurückzuverlegen. 
 
Der Vorsitzende verdeutlichte, die Beratung des Haushalts sei das Königsthema des 
Parlaments. 
 
Auf Nachfrage erklärte die Vertreterin der Bürgerschaftskanzlei, es sei möglich, die 
Stellungnahme in dieser kurzen Frist vorzulegen, sofern die Protokollerklärungen ebenfalls 
fristgerecht geliefert würden. 
 
Der Ausschuss kam sodann einvernehmlich überein, die Sitzung des 
Stadtentwicklungsausschusses auf den 7. September 2012 zu verlegen. 
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Der Vorsitzende schlug abschließend vor, die Drucksache 20/4193 (siehe TOP 1) sowie den 
Haushaltsverlauf und die Drucksache 20/4578 auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
zu nehmen. Der Ausschuss beschloss einvernehmlich so zu verfahren. 

gez. Hans-Detlef Roock 
(CDU) 
(Vorsitz) 

gez. Dirk Kienscherf (SPD) 
(Schriftführung) 

gez. Svenja Ilsemann 
(Sachbearbeitung) 

 



 

Petitum 

 

 

Die Abgeordneten der SPD-Fraktion im Stadtentwicklu ngsausschuss beantragen in 
Ergänzung zum Petitum der Drs. 20/4193, der Ausschu ss möge wie folgt beschlie-
ßen: 
 

 

Ergänzungen zum Masterplan Mitte Altona 

 

Der Masterplan Mitte Altona zeigt auf, wie sich die derzeit weitgehend brach liegende Flä-
che rund um die Bahnflächen und die Holsten-Brauerei zukünftig in ein lebendiges Wohn-
quartier mit Flächen für Gewerbe, Freizeit und soziale Infrastruktur entwickeln soll. Mit die-
ser Entwicklung kann das bisher unzugängliche Areal für eine urbane Nutzung zurückge-
wonnen werden. Der Masterplan legt dabei die zukünftige städtebauliche und landschafts-
planerische Struktur des Gebietes fest und formuliert Zielvorgaben zu funktionalen, gestal-
terischen und verkehrstechnischen Aspekten. Er dient als Grundgerüst und Orientierung 
für die nachfolgenden Planungs- und Realisierungsschritte. Gleichzeitig gilt auch: der Mas-
terplan ist nicht statisch, er kann im Laufe des Prozesses geändert und den Bedarfen an-
gepasst werden.   

Der Masterplan zeichnet sich durch unterschiedliche Qualitäten aus. Er berücksichtigt die 
Möglichkeit einer zweigeteilten Entwicklung unabhängig von einer Entscheidung zur Ver-
lagerung der Fernbahn. Er nimmt Rücksicht auf die vorhandene Bausubstanz und integ-
riert die historischen Bereiche und Gebäude wie die Güterhallen und die Kleiderkammer. 
Die städtebauliche Struktur in seiner Dichte und Nutzungsvielfalt spiegelt die urbane 
Nachbarschaft wieder, gleichzeitig lässt er Raum für neue Grünflächen in Form eines 
Stadtteilparks. 

Im Rahmen der politischen Beratungen im Bezirk und auf Ebene der Bürgerschaft sowie 
auch der intensiven Beratungen mit Bürgerinnen und Bürgern vor Ort ergaben sich dar-
über hinaus zum Masterplan wie auch zum weiteren Planungsprozess zahlreiche Anre-
gungen, aber auch Fragen und Kritik. Für den weiteren Planungsprozess ist daher sicher-
zustellen, in Mitte Altona ein Quartier zu entwickeln, das breite Zustimmung erfährt und 
sich gut in die gewachsene Nachbarschaft einfügt. Aus den vergangenen Beratungen er-
gaben sich folgende Schwerpunkte und Forderungen: 

 

1. Sicherstellung eines großen Angebots preiswerten  Wohnraums 

Die Bevölkerung rund um die Mitte Altona ist bunt und durch unterschiedlichste Haushalts-
formen gekennzeichnet. Im Zentrum Altonas leben viele Haushalte mit geringem Einkom-
men, auch in Zukunft sollen diese hier ein Zuhause finden können. Die Vielschichtigkeit 
der Bewohnerinnen und Bewohner soll sich auch im neuen Gebiet wiederfinden können. 
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Insbesondere ist sicherzustellen, dass die neuen Wohnungen auch für Geringverdiener 
bezahlbar sind. Die Stadt ist nicht im Eigentum der Flächen. Der Senat muss daher in den 
Verhandlungen um die Abwendungsvereinbahrungen mit den Eigentümern darauf drän-
gen, dass tatsächlich ein Drittel des entstehenden Wohnungsbaus öffentlich gefördert sein 
wird. Im Zweifelsfall muss hierzu auch ein Ankauf entsprechender Flächen durch die Stadt 
geprüft werden. Der Masterplan sieht einen Drittel-Mix vor (jeweils ein Drittel Sozialwoh-
nungen, frei finanzierte Mietwohnungen und Eigentumswohnungen). Der im Masterplan 
angestrebte Drittelmix wird unterstützt. Damit läge der Sozialwohnungsbestand in Mitte 
Altona deutlich über den Werten in den umliegenden Stadtteilen Ottensen (7,8 %), Altona-
Altstadt (20,4 %) und Altona-Nord (12,3 %). Generell ist in der weiteren Planung darauf zu 
achten, dass der Drittelmix sich auch kleinräumlich widerspiegelt und es zu keiner Kon-
zentration reiner Sozial- oder Eigentumswohnungen in einzelnen Abschnitten kommt. 

Auch für den frei finanzierten Wohnungsbau ist sicher zu stellen, dass diese Wohnungen 
bezahlbar bleiben. Generell ist hier zu prüfen, inwiefern über eine Herabsetzung des Stell-
platzschlüssels Baukosten verringert werden können. Im Bereich des Mietwohnungsbaus 
können Genossenschaften auch außerhalb von öffentlichen Förderungen preiswerten 
Wohnraum schaffen. Zudem gewährleisten sie, dass bezahlbarerer Wohnraum langfristig 
über Generationen hinweg erhalten bleibt, dieses muss das ziel gerade in diesem zentra-
len Bereich in Altona sein. Im Bereich des Eigentumswohnungsbaus muss sichergestellt 
werden, dass auch Baugemeinschaften ausreichend zum Zuge kommen und durch die 
Behörden beraten werden. Damit soll insbesondere Haushalten die Möglichkeit gegeben, 
innerstädtische Eigentum zu schaffen, die andernfalls aufgrund der hohen Preise ins Um-
land abwandern müssten. 

 

2. Erhöhung des Anteils autoarmen Wohnens 

Viele Haushalte im Zentrum von Altona verzichten heute auf ein Auto. Nur etwa 25 % der 
Menschen in Altona-Altstadt, Altona-Nord und Ottensen besitzen ein PKW, während im 
Bezirk Altona bzw. in Hamburg insgesamt jeder Dritte über einen privaten Pkw verfügt. 
Viele Ziele sind zu Fuß, mit dem Rad und dem ÖPNV gut erreichbar. Auch der neue Stadt-
teil eignet sich aufgrund der zentralen Lage und der angestrebten Baukultur für die Um-
setzung von Konzepten, die auf eine nachhaltige Reduzierung und nicht nur Beruhigung 
des Kfz-Verkehrs abzielen. Der im Masterplan vorgeschlagene Anteil autoarmen bzw. au-
tofreien Wohnens sollte daher deutlich erhöht werden. 

Der Senat wird aufgefordert, gemeinsam mit dem HVV und anderen Mobilitätsanbietern 
wie Carsharern, StadtRAD etc. ein innovatives und ganzheitliches Mobilitätskonzept zu 
entwickeln, dass auf Alternativen zum Kfz setzt. Zudem soll darüber nachgedacht werden, 
über reduzierte Stellplatzvorgaben die Abstellflächen für Pkw im öffentlichen Raum zu re-
duzieren und die Baukosten für Wohnraum – etwa durch den Wegfall von Tiefgaragen – 
niedrig zu halten. Der neue Stadtteil Mitte Altona kann dadurch ein Modellquartier für au-
toarmes Wohnen und ein Beispiel für ganz Hamburg werden. 
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3. Gewährleistung von Barrierefreiheit in Gebäuden und im öffentlichen Raum  

Das Forum „Eine Mitte für Alle“ entwickelte im Frühjahr 2012 inklusive Ziele für den neuen 
Stadtteil Mitte Altona. Die grundsätzliche Zielsetzung, einen barrierefreien Zugang zu allen 
öffentlichen Räumen, öffentlich zugänglichen Räumen sowie privaten Räumen sicherzu-
stellen, findet sich im Masterplan wieder und ist zudem durch aktuelle Gesetze und Vor-
schriften festgelegt. Die Vorschriften der Hamburger Bauordnung machen für Neubauten 
zudem enge Vorgaben zur Barrierefreiheit. So müssen in Gebäuden mit mehr als vier 
Wohnungen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei sein. Auch die 2012 aktuali-
sierten Planungshinweise für Stadtstraßen (PLAST 10) stellen sicher, dass im öffentlichen 
Raum eine barrierefreie Gestaltung erfolgt. 

Für den noch durchzuführenden Freiraumwettbewerb sollten im Vorfeld Gespräche mit 
Interessensvertretern wie etwa dem Landesseniorenbeirat, der Senatskoordinatorin für die 
Gleichstellung behinderter Menschen sowie auch der vor Ort aktiven Gruppen um das Fo-
rum „Eine Mitte für Alle“ geführt werden, um sicherzustellen, dass für den Wettbewerb hin-
reichend Vorgaben bezüglich der Barrierefreiheit aufgestellt werden können. 

 

4. Entwicklung von kleinteiligen Nachbarschaften 

Aufgrund der im Gebiet vorhandenen großflächigen Eigentumsverhältnisse besteht bei 
Bürgerinnen und Bürgern die Sorge, dass hierdurch eine kleinteilige Entwicklung verhin-
dert werden könnte. Um die im Masterplan angestrebte Kleinteiligkeit der Nachbarschafts-
quartiere zu erreichen, sollen daher möglichst viele Investoren an der Realisierung des 
Stadtteils beteiligt werden. Hierzu gibt es unter anderen aus den Beteiligungsverfahren 
zahlreiche Vorschläge, die weiter geprüft werden sollten. 

Für die Planung der sozialen Infrastruktur sollte insbesondere darauf geachtet werden, für 
die neuen Bewohner Orte zur Begegnung zu schaffen, um die Entwicklung von lebendigen 
Nachbarschaften zu befördern. Dies kann über einen ansprechenden vielseitig nutzbaren 
öffentlichen Raum wie auch zum Beispiel über öffentliche Nachbarschaftstreffs gesche-
hen. 

Die Erfahrungen mit anderen großen Bauvorhaben zeigen, dass eine maßstäbliche Größe 
der Gebäude, ein gute Mischung der Nutzungen und Nutzer sowie Wettbewerbe ein wich-
tiges Element für eine angemessene Gestaltqualität sind. Dies sollte auch in Mitte Altona 
berücksichtigt werden. 

 

5. Gewährleistung eines funktionsfähigen alleinigen  ersten Bauabschnitts in-
klusive angemessener Lösungen zum Lärmschutz sowie zur Verkehrsführung 

Zwar hatte die Deutsche Bahn bereits vor vielen Jahren eine Verlagerung des Fernbahn-
hofs Altona nach Diebsteich angekündigt, eine Entscheidung hierzu ist jedoch noch nicht 
gefallen und wird vermutlich auch noch einige Zeit beanspruchen. Aktuell hat die DB ein 
Gutachten beauftragt, um die genauen Kosten einer möglichen Verlagerung zu ermitteln. 
Sollte sich die Bahn für einen Verbleib des Fernbahnhofs an Ort und Stelle entscheiden, 
müsste sie die Anlagen aufwändig nach aktuellen Vorschriften sanieren, dabei wären auch 
deutliche Verbesserungen im Lärmschutz vorgeschrieben. Wir wollen uns jedoch nicht von 



4 

Entscheidungen der Deutschen Bahn abhängig machen, sondern die schon jetzt vorhan-
denen Entwicklungschancen nutzen und zumindest im ersten Bauabschnitt mit den kon-
kreten Planungen starten. Der Masterplan geht auf diese zweigeteilte Entwicklung explizit 
ein. Hierbei ist zu gewährleisten, dass bei allen weiteren Planungen, insbesondere im Be-
bauungsplan, der erste Bauabschnitt allein funktionsfähig ist und allen Anforderungen an 
den Lärmschutz der Wohnungen und die Erschließung etc. gerecht wird. Es ist wichtig, 
dass jeder Bauabschnitt über schlüssige Konzepte für Wohnen, Mobilität und Freiraum 
verfügt. Ein ausreichender Lärmschutz muss auch bei der Abfolge der Bebauung der ein-
zelnen Baufelder gewährleistet werden. Dabei sollte auch auf bereits abgeschlossene 
ähnliche Projekte zurückgegriffen werden, bei denen innovativer Lärmschutz an Bahnstre-
cken gewährleistet werden konnte. Ein schlüssiger Weiterbau des Quartiers nach einer 
späteren Verlegung des Bahnhofes muss bei allen Planungen möglich bleiben.  

Bei einer positiven Verlagerungsentscheidung der DB AG soll möglichst frühzeitig die In-
tegration des neuen Bahnhofs in das städtebauliche Umfeld zum Gegenstand der öffentli-
chen Diskussion gemacht werden. 

Der Senat möge in dieser Angelegenheit weiterhin auf die Bahn einwirken und eine klare 
Entscheidung zur Verlagerung des Bahnhofes befördern. 

 

6. Perspektiven für die vorhandenen Gewerbetriebe b ieten 

Die Realisierung der im Masterplan dargestellten Entwicklungsperspektive setzt die Verla-
gerung etlicher derzeit auf dem Gelände der zukünftigen Mitte Altona ansässigen Gewer-
bebetriebe voraus. Diese Betriebe müssen in Altona gehalten und stabilisiert werden. Ziel 
sollte es daher sein, durch eine geeignete Mischnutzung insbesondere im Bereich des 
ehemaligen Güterbahnhofs Angebote für eine gewerbliche Nutzung sicher zu stellen. Es 
ist darauf hinzuwirken, die bereits ansässigen Kleingewerbetreibenden am Standort zu 
halten oder mit der Suche nach möglichen Alternativflächen standortnahe Perspektiven für 
die betroffenen Gewerbetreibenden zu entwickeln. 

 

7. Beteiligungsprozesse fortführen und mit weiteren  Partnern ausweiten 

Die geplante Fortführung des breit angelegten Informations- und Beteiligungsprozesses 
wird begrüßt. Ursprünglich war für das Beteiligungsverfahren ein sehr schlankes Verfahren 
vorgesehen, auch der Bezirk Altona hatte bei den Planungen wenig Mitsprachemöglich-
keit. Mit dem kooperativen Verfahren sowie einer breit angelegten Beteiligung wurde das 
Verfahren auf eine neue Ebene gesetzt. Die Vorschläge und Anregungen, aber auch Kritik 
von den Bürgerinnen und Bürgern sind wichtig und fließen daher auch in dieses Papier 
ein. Sie sollen auch zukünftig den Planungsprozess begleiten.  

Im Rahmen der Beteiligungsveranstaltungen wurden viele Vorschläge gemacht, die im 
Masterplan nicht berücksichtigt werden konnten, die aber für die weitere schrittweise Ent-
wicklung wichtig sind.  

Zu inhaltlichen Schwerpunkten der Planung wie etwa zu den Themen Mobilität, Wohnen 
und Freiraumplanung sollten zeitnah Veranstaltungen durchgeführt werden. Dabei sollte 
neben den Anregungen von Bürgerinnen und Bürgern auch auf die Expertise von Exter-
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nen aus Wohnungswirtschaft (etwa zum Thema kostengünstiges Bauen) und Verkehrs-
planung (etwa zur Entwicklung des Mobilitätskonzeptes) zurückgegriffen werden. Für die 
weitere Planung der Entwicklung der Nachbarschaften sollten darüber hinaus auch bereits 
vorhandene Initiativen oder Vereine eingebunden werden. 

Ziel dieser Maßnahmen muss sein, dass die Entwicklung in Mitte Altona breit getragen 
wird und das Know-how der Menschen vor Ort der Planung zugute kommen kann. 

 

 

Diese Schwerpunkte gelten für den gesamten folgenden Planungsprozess wie etwa den 
Verhandlungen über die Abwendungsvereinbarungen und der anschließenden Bebau-
ungsplanung. Sie ergänzen daher den grundsätzlichen Beschluss über den Masterplan 
und sollten im weiteren Prozess berücksichtigt werden. 

  
Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt daher der Bürgerschaft  

 

a) die Ausführungen der Drucksache 20/4193 zur Kenntnis zu nehmen sowie 

b) den Masterplan „Mitte Altona“ mit den nachfolgend aufgeführten Maßgaben bzw. Kon-
kretisierungen zu beschließen: 

 

1. Es ist ein möglichst großer Anteil preiswerter Wohnungen sicherzustellen, indem  

a. ein Drittel des entstehenden Wohnungsbaus öffentlich gefördert wird. Hierfür 
sind zuverlässig funktionierende Vertragsmechanismen in die Abwendungs-
vereinbarungen zu übernehmen. Im Zweifelsfall muss auch ein Ankauf ent-
sprechender Flächen geprüft werden, 

b. der Drittelmix sich auch kleinräumig im Gebiet widerspiegelt, 

c. nachfrageorientiert bis zu 20 % der Flächen an Baugemeinschaften verge-
ben werden und diese im Vorfeld durch die Behörden beraten werden kön-
nen, 

d. Genossenschaften die Möglichkeit erhalten, im Quartier zu bauen, 

e. weitere Flächen für Integrationsprojekte eingeplant werden. 

2. Der Anteil autoarmen Wohnens wird deutlich erhöht, um den motorisierten Individu-
alverkehr in Mitte Altona auf ein Mindestmaß zu reduzieren. 

3. Es wird ein innovatives und ganzheitliches Mobilitätskonzept entwickelt, dass  

a. mit attraktiven Mobilitätsangeboten Alternativen zum Kfz setzt, 

b. die Einrichtung von 1-2 StadtRAD-Stationen im Quartier prüft sowie ausrei-
chend Fahrradabstellmöglichkeiten vorsieht und 
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c. die Vorteile des autoarmen Wohnens auch im öffentlichen Raum erlebbar 
macht, indem etwa der Radverkehr regelhaft auf der Straße statt findet, etwa 
in Form von Radfahrstreifen. 

4. Bei der Planung des öffentlichen Raumes wie auch der Wohnbauten soll ein hohes 
Maß an Barrierefreiheit gewährleistet werden. Hierzu werden schon im Vorfeld die 
entsprechenden Interessensvertreter in die Planungen einbezogen. 

5. Um kleinteilige und lebendige Nachbarschaften zu befördern sollen 

a. möglichst viele Investoren an der Realisierung des Stadtteils beteiligt werden 
und 

b. der öffentliche Raum vielseitig nutzbar sein und z.B. Nachbarschaftstreffs 
den Austausch der Bewohnerinnen und Bewohner befördern. 

6. Eine zügige Entscheidung zur angekündigten Verlagerung des Fernbahnhofes wird 
angestrebt. Der erste Bauabschnitt muss jedoch auch allein voll funktionsfähig sein, 
entweder für eine mehrere Jahre dauernde Übergangzeit oder auf Dauer. Dies be-
deutet, dass 

a. alle Anforderungen an den Lärmschutz der Wohnungen erfüllt werden müs-
sen, 

b. qualitätsvolle Freiräume entstehen,  

c. eine optimale Erschließung sichergestellt wird, die auch den erweiterten 
Raum der umliegenden Stadtteile berücksichtigt.  

Ein schlüssiger Weiterbau des Quartiers nach einer späteren Verlegung des Bahn-
hofes ist dabei zu berücksichtigen. 

7. Sowohl für die bebauten wie auch die unbebauten Flächen wird ein Lärmschutz 
gewährleistet, der ein ungestörtes Wohnen sowie eine hohe Aufenthaltsqualität  
ermöglicht. 

8. Es wird sichergestellt, dass die derzeit auf dem Gelände vorhandenen Gewerbebe-
triebe im Gebiet bleiben können bzw. bei der Suche nach standortnahen Perspekti-
ven unterstützt werden. 

9. Der breit angelegte Informations- und Beteiligungsprozess wird fortgesetzt. In der 
weiteren Detailplanung zu den unterschiedlichen Themenbereichen wie Wohnen, 
Verkehr, Freiraumplanung und Infrastruktur werden verstärkt auch entsprechende 
fachliche Interessensvertreter eingebunden. 

 

c) die kommentierten Bürgerforderungen zur Mitte Altona zur Kenntnis zu nehmen. 



Petitum der GAL-Abgeordneten im Stadtentwicklungsausschuss zur Drs. 20/4193 
 
Betr.: Masterplan Mitte Altona 

Die mögliche Verlagerung des Fernbahnhofes Altona zum Diebsteich bietet für die die städtebau-
liche Verknüpfung von Altona und Ottensen eine Jahrhundertchance. Altona erhält die Möglich-
keit einen Großteil seines Siedlungsdrucks auf Konversionsflächen im Inneren zu konzentrieren 
und gleichzeitig den Grünanteil im Quartier maßgeblich zu erhöhen. Mit dem Wettbewerbsergeb-
nis und dem daraus resultierenden Masterplan ist eine ausgewogene städtebauliche Antwort auf 
die umliegenden Quartiere gefunden worden, die im weiteren Verlauf noch intensiver mit den 
Bürgern und Bürgerinnen qualifiziert und weiterentwickelt werden muss. Die anvisierten ca. 3.500 
Wohnungen werden bei der derzeitigen Lage des Wohnungsmarktes und der Steigerung der Zu-
wanderungszahlen dringend gebraucht. 
Erst kürzlich hat der Vorstandvorsitzende der Bahn AG Dr. Grube die Notwendigkeit einer Ver-
lagerung des Fernbahnhofes betont - sie aber unter Wirtschaftlichkeitsvorbehalt gestellt. Zur 
Prüfung dieser Fragestellung wurde ein Gutachten in Auftrag gegeben, welches im März 2013 
vorliegen soll. Dies bedeutet aber auch, dass die Entscheidung, in welcher Größenordnung auf 
dem Bahngelände Wohnungsbau entstehen kann, noch nicht abschließend getroffen ist. Die 
GAL-Fraktion unterstützt die Verlagerung des Fernbahnhofes und die Option auf beide Bauab-
schnitte. Sie unterstützt auch generell die Verabschiedung des Masterplans als Signal an alle 
Beteiligten zur zügigen Umsetzung des Projektes. Die GAL-Fraktion fordert aber, dass, im Falle 
einer negativen Entscheidung der Bahn AG, der städtebauliche Rahmen bzw. das Wettbe-
werbsergebnis grundlegend überarbeitet und den neuen Gegebenheiten angepasst wird. In 
diesem Fall muss das Bahnviadukt ebenerdig weiter nach Westen verlegt und mit umfassen-
dem Lärmschutz versehen werden. Dies führt zu einer erheblichen Reduzierung der zu bebau-
enden Fläche und somit zu weniger Wohnraum und Grünflächen. Eine Verabschiedung der Be-
bauungspläne bzw. die Vorweggenehmigungsreife vor einem Vorstandsbeschluss der Bahn AG 
zur Verlegung des Fernbahnhofes wird von der GAL-Fraktion abgelehnt. 
Die zu treffenden Abwendungsvereinbarungen im § 165 Verfahren nach BauGB sind dergestalt 
auszuführen, dass sie nur bei der Umsetzung beider Bauabschnitte gelten. 
Neben diesen o.a. Aspekten hat die GAL-Fraktion eine Reihe von Ergänzungsforderungen zur 
Ausgestaltung des Masterplans. Das Projekt von Mitte Altona bietet die Chance, einen Stadtteil 
für das 21. Jahrhundert zu errichten. Dieser Stadtteil sollte auf allen Ebenen nachhaltig und zu-
kunftsorientiert sein. Der Stellenwert der Energieeffizienz in Zeiten des Klimawandels kann sich 
nicht nur auf die bisherige Gesetzeslage beziehen, sondern muss weit darüber hinausgehen. 
Bei gleichzeitiger Anpassung an moderne Mobilitätserfordernisse kann eine auskömmliche 
Wirtschaftlichkeit erzielt werden und den Weg in die Zukunft einer neuen Stadtentwicklung zei-
gen. 
Der Stadtentwicklungsausschuss möge folgende Änderungen zur Drs 20/4193 beschlie-
ßen: 
Der Senat wird ersucht,  
den Masterplan "Mitte Altona" wie folgt zu ergänzen bzw. zu erweitern: 
1. In Falle einer Entscheidung der Bahn AG gegen eine Verlagerung des Altonaer Fernbahn-

hofes ist der Städtebau an die neuen Erfordernisse anzupassen und mit den Bürgern und 
Bürgerinnen Altonas zu überarbeiten. Die Abwendungsvereinbarungen im § 165 Verfahren 
nach BauGB sind dergestalt auszuführen, dass sie nur bei der Möglichkeit der Umsetzung 
der Bauabschnitte I und II gelten. 

2.  Für folgende Abschnitte die u.a. Ergänzungen vorzunehmen: 
  

ilsemasv
Schreibmaschinentext
Anlage 2



I. Wohnungsbau 
a. Bei der Grundstücksvergabe ist zu gewährleisten, dass eine kleinteilige Vergabe an so-

zial orientierte Bauträger, Baugemeinschaften und Genossenschaften (hier auch Klein-
Genossenschaften und Neugründungen in ausgewogenem Verhältnis) zu WK-
förderfähigen Konditionen stattfindet. Zuzüglich zu dem Anteil von 33% gefördertem 
Wohnungsbau ist bei der Grundstücksvergabe mindestens ein Anteil von 20% Bauge-
meinschaften bzw. Zusammenschlüsse von Baugemeinschaften zu berücksichtigen. Der 
Anteil an Baugemeinschaften ist mindestens zu 50% im Mietwohnungsbau zu errichten. 
Analog des Projektes "Hebebrandquartier" ist  i.d.R. eine maximale Bewohneranzahl von 
ca. 15 pro Hauseingang anzustreben, um eine kleiteilige Bebauungsstruktur zu gewähr-
leisten. 

b. Im Rahmen der Abwendungsvereinbarungen ist ein gestaffeltes Anfangsmiet- und Ver-
kaufspreiskonzept für den freifinanzierten Wohnungsbau für die jeweiligen Teilbereiche 
zu vereinbaren und vertraglich auch für den Weiterverkauf der Grundstücke abzusichern. 
Zur Kontrolle der Weiterverkäufe ist das Gebiet Mitte Altona nach Ende der städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahme nach §165 BauGB als Stadtumbau-West Gebiet zu dekla-
rieren. 

 
II. Mobilitäts- und Erschließungskonzept 

a. Das Projekt Mitte Altona ist als Modellprojekt für moderne Mobilitätserfordernisse zu ge-
stalten. Hierfür wird die Stellplatzverordnung komplett ausgesetzt und mit den Bauherren 
Mobilitätskonzepte für die Bewohnerinnen und Bewohner entwickelt, die einen Verzicht 
auf Individualeigentum von Kraftfahrzeugen ermöglichen.  

b. Oberirdische Stellplätze sind verpflichtend nur für Alltagserfordernisse (Besucher, Kun-
den, etc.) bereitzustellen.  

c. Der Fahrradverkehr ist auf der Fahrbahn der Harkortstraße zu führen.  
d. Ein vierspuriger Ausbau der Harkortstraße ist auszuschließen.  
e. Ein umfassendes Verkehrskonzept unter weiträumiger Berücksichtigung der Belange der 

angrenzenden Bezirke und der noch anstehenden Wohnungsbauprojekte ist vor Verle-
gung des Fernbahnhofes vorzulegen.  

f. Die Wegeverbindungen der Parkanlage im Bereich des heutigen Lessingtunnels gilt es 
zu überarbeiten und im östlichen Bereich zu ergänzen. 

g. Der Baubeginn der S-Bahnhaltestelle Ottensen wird mit Baubeginn des 2.Bauabschnitts 
gewährleistet. 

 
III. Soziales 

a. Die Empfehlungen des Forums "Eine Mitte für Alle" zur Ergänzung des Masterplanes im 
Sinne einer Entwicklung eines inklusiven Masterplanes sind in der Gänze zu überneh-
men (s. Anlage 1). 

b. Der Schulneubau ist in Zusammenarbeit der umliegenden Schulen zu einem Quartiers-
zentrum mit auskömmlichen Sportflächen und Sporthallenversorgung in unmittelbarer 
Nähe analog der in Hamburg bestehenden Projekte zu entwickeln. Ein auskömmliches 
Flächenmanagement ist zu gewährleisten. 

 
IV. Umwelt 

a. Mit der Aussetzung der Stellplatzverordnung für Mitte Altona bieten sich durch die dann nied-
rigeren Kosten neue wirtschaftliche Perspektiven, so dass die Gebäude im 1. Bauabschnitt 
generell mindestens im „WK-Effizienzhausstandard 40“ zu errichten sind. Nach den derzei-
tigen zeitlichen Perspektiven des Projektes Mitte Altona und die mögliche Verlagerung 



des Fernbahnhofes gelten für den  2. Bauabschnitt dann die europäischen Vorgaben, die 
ab 2019 den Null-Energiehausstandard für Wohngebäude zwingend vorsehen. 

b. Die Anmerkungen des Bezirksamtes Altona zu gesunden Wohn- und Arbeitsbedingun-
gen in Bezug auf Lärmemissionen, Besonnung und Belichtung sind zu berücksichtigen. 

 
V. Nutzungskonzept 

Die Erhöhung des Gewerbeanteils in den Randbereichen ist auch im Sinne eines Lärm-
schutzes bei der Erstellung des Funktionsplanes zu prüfen. 

 
VI. Denkmalschutz 

Der Erhalt der denkmalgeschützten Gebäude, vor allem der Kleiderkasse, ist in jedem Fall 
zu gewährleisten. Nachträgliche wirtschaftliche Gründe für einen Abbruch sind von vornhe-
rein vertraglich auszuschließen. 
 

VII. Sonstiges 
Es ist zu prüfen, inwieweit die jeweiligen Bauvorhaben innerhalb des gesamten Quartiers 
durch den Verein zur Förderung der Nachhaltigkeit im Wohnungsbau ("NaWoh") in Zusam-
menarbeit den Bauträgern und ggf. dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung zertifiziert werden kann. 

3. Der Bürgerschaft ist bis zum 01. Mai 2013 Bericht zu erstatten. 



Stel lungnahme des Koordinierungsgremiums zum Masterplan Mitte Altona 
im Stadtentwick lungsausschuss der Bürgerschaft am 14.08.12 

In unserem Bürgerguiachten, welches wir Mitte Mai 2Ü12 an alle Bürgerschaftsabgeordneten 
verschickt hatten, haben wir Sie in unseren Empfehlungen dazu aufgefordert, den Masterplan 
Mitte Altona in der vorliegenden Form nicht zu verabschieden. Dies haben wir ausführlich 
begründet und beschrieben. 

Natürlich haben sich die Dinge in/wischen weilerentwickelt, z.B. haben wir als Koordinierungs­
gremium Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern aller in der Bürgerschaft vertretenen 
Parteien geführt und wir haben weiteres Wissen angesammelt. 

Unsere grundsätzliche Kritik aber bleibt bestehen und wir möchten sie Ihnen heule anhand einiger 
herausragender Punkte darlegen und Lösungen aufzeigen. 

1. Planung und Freiraumkonzcpt 

Der 1.Bauabschnitt (BA) ist alleine nicht funktionsfähig. Durch die vorhandenen Bahntrassen 
entsteht ein immenses Lärmproblem mit Konsequenzen für das Wohnen und die Nutzung des 
Parkanteils im l . BA. falls der 2. BA nicht, oder erst spät kommt. Eine Lärmschutzwand oder 
Lärmschutztenster können nicht die l^sung sein. 

Fa/it: Für den 1. BA ist eine städtebauliche Planung notwendig, die eine nachhaltige Lösung für 
das [.ärmpmblcm anbietet, so dass der Lärm von den Wohnungen abgehalten wird und die 
Grünflächen als Erholungsräume genutzt werden können. 

Der (von der BSU im Wettbewerb) geforderte Anteil an öffentlicher Grünfläche in einer 
Größenordnung von ca. 30% ist bei Umsetzung des 1. BA nicht gewährleistet. Nach Abzug der 
Freiflächen (für Schulhof, Kinderspielplätze, Kindergarlenspielplälze) bleiben für den öffentlichen 
Park weniger als 15% übrig. Damit kann der Park weder ausreichend Größe für das 
Bebauungsgebiet bieten, noch das Ziel der BSU erfüllen, einen Ausgleich für fehlende öffentliche 
Grünflächen in den umliegenden Stadtteilen zu schaffen. 

Fazit Deshalb sind im 1. BA Bauflächen freizuhalten, die bis zur Verwirklichung des 2. BA (und 
damit der Realisierung des kompletten Parks) ausgleichend als Frei und Grünflächen genutzt 
werden können. 

2. Mobilitätskonzept 

Ein Anteil von 10 20% autoarmen Wohnen ist aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger bei weitem 
nicht ausreichend. Verschiedene Bürgerforderungen beziehen sich auf autoarmes bzw. autofreies 
Wohnen und fordern einen Anteil von 50% 80%. In den umliegenden Stadtteilen der Milte Altona 
liegt der Anteil an Menschen ohne Auto bei über 60% (s. Atlas Altona). Das Ziel des Masterplans 
liegt also weit unter der realen Autoarmul. Hier wird die Chance vertan einen innovativen, 
zukunftsweisenden Stadtteil mit Vorbildcharakter weit über Hamburg hinaus zu gestalten. 

Der höhere Anteil an autoarmen Wohnen würde Baukosten senken (keine Tiefgaragen), die 
Innenhöfe für Bäume bepflanzbar machen, das Klima verbessern, gute Radwege in den 
Vordergrund stellen, einen stark frequentierten S-Bahn-Anschluss ermöglichen und die 
Folgekosten des Straßenverkehrs (Knotenausbau, Brückenumbau) n'duzieren helfen. 

Fazit: Der Anteil an autofreiem Wohnen ist mit mind. 60%, an die reale Situation in den 
umliegenden Stadtteilen anzupassen, bzw. wird als zukunftsweisendes Konzept auf 80% hoch 
gesetzt. 
Bei der Verkehrsplanung ist zu berücksichtigen, dass die Harkortstraße - wie von den Anwohnern 
gefordert - nicht zur Durchgangsslraße für den überörtlichen Verkehr wird, sondern durch 
geeignete Maßnahmen, z.B. lempo 30, ein langsamerer Verkehr erreicht werden muss. 
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Stellungnahme des Koordinierungsgremiums zum Masterplan Mitte Altona 
im Stadtentwicklungsausschuss der Bürgerschaft am 14.08.12 

3. Alltagsqualität, soziale Infrastruktur, Nutzungen (Nutzungskonzept) 

Für die Mitte Altona wird Kleinteiligkeit. Inklusion und eine breite soziale Mischung gewünscht 
und gefordert. Dies bedarf der Schaffung eines Stadtteils mit und für alle gesellschaftlichen 
Gruppen, sei es in Bezug auf die soziale Mischung, verschiedene Generationen, Wohnprojekte, 
Kleingenossenschaften, Kultur, Kleingewerbe, Handwerk, soziale Einrichtungen, usw. Der von der 
BSU angestrebte Drittel-Mix ist so wenig konkretisiert, dass er nicht beantwortet, wie diese Ziele 
z.B. über quantitative Werte (max. Grundstückspreise, max. Grundstücksgrößen, max. Miethöhen) 
definiert und über Instrumente (Bindungsfristen, Vorkaufsrechte, Ar t der Wohnraum vergäbe, Ar t 
der Eigentumsvergabe) rechtlich abgesichert werden. Außerdem entspricht er nicht der realen 
Situation in Altona, mit einem Anteil von Einwohnern mit §5 Berechtigung von fast 50% (s. Atlas 
Altona). 

Fazit: Um den realen Gegebenheiten zu entsprechen und die soziale Mischung zu erhalten, bedarf 
es in Altona eines Anteils geförderter Wohnungen von ca. 50% und einer Verlängerung der 
Mietpreisbindung auf 30 lahre. Außerdem sind die Ergänzungen des Forums »Eine Mitte für Alle" 
bzgl. inklusiver Ziele in den Masterplan einzubeziehen. 

4. Finanzierung 

Die Finanzierung des Projektes ist vollkommen unklar. Die Kosten der Grundstückseigentümer 
sollen nach Ansicht der BSU (siehe Eckpunktevereinbarung) gedeckelt werden, während die 
Gewinne vollkommen bei den Privaten bleiben. Dies wird als ungerecht angesehen. 

Neben der o.g. Eckpunktevcrcinbarung wurde von der BSU auch die Anlage 5 der Vorbereitenden 
Untersuchungen "geheim" gehalten (nicht einmal im Inhaltsverzeichnis erwähnt). Hier sind jedoch 
Kosten für die Stadt von 75 Mio. Euro sichtbar. 
Selbst die Parlamentarier kennen diese Zahlen möglicherweise nicht. 

Zudem sind große Teile der Kosten nicht ermittelt: z.B. der Grundstückserwerb für die öffentlichen 
Flächen, die Kosten für die Brücke 1 larkortstr. 

Die Grundstücksgewinne wurden nicht berechnet, obwohl dies Teil der Vorbereitenden 
Untersuchungen hätte sein müssen (§171 BauGB / Kosten- und Finanzierung der 
Entwicklungsmaßnahme). 

Fazit: Kosten und Bodenwertgewinne müssen vollständig ermittelt und veröffentlicht werden. 

5. Varianten 

Die vom Baugesetz geforderten Varianten ("sich wesentliche unterscheidende Lösungen", § 3 (1) 
BauGB) fehlen im vorliegenden Masterplan. Diese sind aber nötig, um als Abgeordnete eine 
wirkliche Entscheidung treffen zu können. 

Eine Reihe von Planungsvarianten wurden von Bürgervertretern in das Verfahren bereits 
eingebracht, von der BSU aber an die Abgeordneten nicht weitergegeben. Diese beinhalten: 

* Lärmschutz im 1. Bauabschnitt durch einen Gewerberiegel, 

* kein Lessingtunnel sondern Überdeckelung der S-Bahn mit Verbesserung der 
Stadtteilverbindungen und Gewinnung von zusätzlichem Wohnbauland, 

* Verbesserte Anbindung an die S-Bahn und Reduzierung des Autoantcils im Gebiet. 

Wir haben einen Antrag formuliert und möchten darum bitten, dass der Stadtentwicklungs­
ausschuss diesen zur Abstimmung zulasst. Die einzelnen Abgeordneten bitten wir um 
Zustimmung. 
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^eiiun^nehrne^e^^oorciinierun^ 
^ ^ ^ ^ e n ^ v ^ k ^ ^ 

DasKGMitte Altona bittet den Stadtentwicklungsausschuss. folgenden Beschluss zu fassen: 

Der Senat wird ersucht, die Planungen Mitte Altona zu verfeinern unddieZeitzunutzen^ in der 

die Bahn das Gutachten zur Bahnhofsveriagerung Mitte Altona erstellt, und bis zum 31,10.2012 

1. eine ^lanungsvar^ante für denhBauabschnittzu erstellen,bei der ein verbesserter kärm^ 
schütz der ^ohnbebauung und der Parkanlage über e^nen Gewerberiegel teilweise 

rückbaubar^sow^ieein Grünanteil von 30B^dargestelltist^ 

^, ein Gesam^konzept für das Gebiet inkk Bannhof und Bahnhofsutnfeld vorzulegen. 

Die Planung sollte die gewünschte Verteilung der Nutzungen aufzeigen und eine Flächen 

bilanzierunga^ler Flächen enthalten. 

Ziehverte^ mindestens ^ 0 0 Wohneinheiten für das Gebiet der vorbereitenden 

Untersuchungen^ tr^^ ha öffentliche Grünflächen^ Gebäudehöhe ma^.^Gesch^ 

^. den IMasternlan so zu konkretisieren, dass neben dem Bauvolumen auch die jeweilige 

Nutzung in den Gebäuden ^Gewerbe, l^ultur,^ohnen,einkaufen,etc.^,die angestrebte 

Grund^stücksoarzelherung^ die vorgaben für die gew^ünschte soziale Mischung^ die 

^mofehhmgen des f^orums^l^ine Mitte für Alle^bezügkinklusiver Zielen die Auswah 

beiderGrundst^cksvergabeunddierechtlichen^orgabenzurlangfristigenSicherungdes 
öffentlichen tnteresses und zur ^ern^eidung von Spekulation klar definiert sind, 

vorgaben sind: ^ ^ öffentliche Grünfläche, Gebäudehöhe ma^.^Geschosse^ 

durch l^arzellengröf^e von m a ^ . ^ U c ^ m ^ U ^ geförderter Wohnung 

Bindungsfr is t^mind.^0B^Baugemeinschaften^mind.2Ü^derGeschossf^ächenfür 

kostengünstige gewerbl ichem 

^ dtebisiang fehlende Berechnung der Bodenwertgewinne n a c h ^ t ^ ^ l ^ B a u G B zu erstehen, 

öffent l ichbekanntzu machen und dem Stadtentwicklungsausschuss vorzulegend 

^. eine vergleichende Kostens und^inanzierungsrechnung für eine^städtebauhche f^ntwick 

lungsma^nahmevs.Abwendungsvereinbarungen^ zu erstellend öffentlich bekannt zu machen 

und dem Stadten^icklungsausschuss vorzulegend 

ö. die städtebaulichen^erträge, die mitden Grundeigentümern zur Zeit diskutiert werden.in 

ihrer aktuellen l^ntwurfsfassung öffentlich bekanntzumachen und dem Stadlentwicklungs 

ausschuss vorzulegend 

^. keine Abwendungsvereinbarungen oder sonstige vertragliche Vereinbarungen mit den 

Grundeigentümern zu unterzeichnen,bevor die ^eweiligen^Bertragsinhalte nicht öffentlich 

vorgestellt und diskutiert und sodann vom Stadtentw^icklungsauschuss und der Bürgerschaft 

beschlossen wurden^ 

^. das ^orkaufsrechtoderdiestädtebauliche^ntwicklungsma^nahme aktiv zu nutzen.bevor 

das Baurechtgeschaffen wird und die ^ächen^nnbezahlbar^gewordensind^ 

^. dem l^GMn^te Altona und den Bürgern Altonas aus dem ^ i t e l b ^ U . ^ 1 ^ ^ 

GffentiichkeitsarbeitMirte Altonas, ausreichende ^lanungsmittel bereitzustellen, d 

mit Fachleuten und interessierten Bürgern aus den Bürgerforen ihre bislang im Mastern 

berücksichtigten Forderungen visualisieren und dem Stadtolanungsausschussals^arianten 
sowohl für Baur^haselals auch für das Gesamtgebiet vorstellen können. 

Diese ^ar^anten können sodannvon^Stadtolanungsausschuss in vergleich zu den bläuender 

BSl^^siehe oben ^ r . l ^ r . 2 , ^ r . 3 ^ g e s e t z t werden und in die oolitische Abwägung 

einbezogen werden. 
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